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 Gefeßblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 90 Ausgegeben Danzig, den 10. November 1928 


609 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz nebſt Einführungsgeſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: D 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
— Vom 12. 10. 1923. 
Erſter Abſchnitt. 
Umfang der Verſicherung. 
I. Verſicherungspflicht. 
8 1. 
Für den Fall der Berufsunfähigkeit ($ 25) und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen 
werden Angeſtellte nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verſichert, insbeſondere 
1. Angeſtellte in leitender Stellung, 
2. Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Angeſtellte in einer ähnlich gehobenen oder höheren 
Stellung, 
3. Büroangeſtellte, ſoweit ſie nicht ausſchließlich mit Botengängen, Reinigung, Aufräumung und 
ähnlichen Arbeiten beſchäftigt werden, einſchließlich der Bürolehrlinge und Werkſtattſchreiber, 
4. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge, andere Angeſtellte für kaufmänniſche Dienſte, 
auch wenn der Gegenſtand des Unternehmens kein Handelsgewerbe iſt, Aſſiſtenten und 
Praktikanten in Apotheken, i 
5. Bühnenmitglieder und Muſiker ohne Rückſicht auf den Kunſtwert ihrer Leiſtungen, 

. Angeſtellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der Fürſorge, der Kranken- und Wohl⸗ 
fahrtspflege, * 

7. aus der Schiffsbeſatzung Danziger Seefahrzeuge und aus der Beſatzung von Fahrzeugen der 
Binnenſchiffahrt, Schiffsführer, Offiziere des Decks- und Maſchinendienſtes, Verwalter und 
Verwaltungsaſſiſtenten ſowie die in einer ähnlich gehobenen oder höheren Stellung befind- 
lichen Angeſtellten ohne Rückſicht auf ihre Vorbildung. Als Danziger Seefahrzeug gilt jedes 
Fahrzeug, das unter Danziger Flagge fährt und ausſchließlich oder vorzugsweiſe zur Seefahrt 
benutzt wird. 

Unter Abſ. 1 Nr. 5 und 6 fallen auch Lehrlinge, die ſich in einer geregelten Ausbildung zu 
einem dieſer Berufe befinden. 
Vorausſetzung der Verſicherung iſt für alle dieſe Perſonen, daß ſie gegen Entgelt in einem 

Dienſtverhältnis beſchäftigt werden, daß ihr Jahresarbeitsverdienſt die nach 8 2 feſtgeſetzte Grenze nicht 

überfteigt, und daß fie beim Eintritt in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung noch nicht 60 Jahre alt find. 


ËTT 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 11. 1923). 
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Së Zum Entgelt im Sinne dieſes Geſetzes gehören neben Gehalt EH Lohn auch Gewinannteile, 

S Sach- und andere Bezüge, die der Verficherte, wenn auch nur gewohnheitsmäßig, ſtatt des Gehalts oder 0 
Lohnes oder neben ihm von dem Arbeitgeber oder einem Dritten erhält. Als Wert der Sachbezüge H 

gelten die Sätze, die auf Grund des § 160 der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzt find. ; 


R Das Landesverſicherungsamt ift ermächtigt, durch Ausführungsbeſtimmung die Berufsgruppen, 
die in den Kreis des Abſ. 1 fallen, näher zu bezeichnen. d 
| 9 2. 5 


N 


“rs Der Senat fett die Jahresarbeitsverdienſtgrenze im Sinne des § 1 Abſ. 3 dieſes Geſetzes feſt. 
Für die Jahresarbeitsverdienſtgrenze werden Zuſchläge, die mit Rückſicht auf den Familienſtand gezahlt 
werden, nicht angerechnet. 

Wer die für feine Verſicherungspflicht maßgebende Verdienſtgrenze überſchreitet, ſcheidet erſt mit 
dem erſten Tage des vierten Monats nach lÜberſchreiten der Verdienſtgrenze aus der Verſicherungspflicht 
aus. Wird innerhalb dieſer Zeit die Verdienſtgrenze geändert, ſo beſtimmt ſich die Verſicherungspflicht 

e nach den neuen Vorſchriften. 0 


den im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen ſtehen gleich ſelbſtändige Lehrer und Erzieher, die 
in kom Betriebe feine SE beſchäftigen. 


Ada GE 


rn 


8 4. 
Verſichert ſind auch Danziger, die im Ausland bei der verfaſſungsmäßigen Vertretung der 
Freien Stadt oder bei deren Leitern oder Mitgliedern beſchäftigt ſind. 
8 5. 
Der Senat kann die Verſicherungspflicht auch auf andere Perſonen erſtrecken, die eine ähnliche ü 
Tätigkeit wie die im § 1 Abſ. 1 bezeichneten auf eigene Rechnung ausüben, ohne in ihrem Betrieb An- d 
geſtellte zu beſchäftigen. es 


Der Senat kann beſtimmen, wieweit die Danziger Bedienſteten ausländiſcher Staaten und 
ſolcher Perſonen, welche nicht der inländiſchen Gerichtsbarkeit unterſtehen, die Pflichten der Arbeitgeber 
zu erfüllen haben. 


777 dd EE 


8 7. 
. Ss Beſchäftigung eines Ehegatten durch den anderen begründet keine Verſicherungspflicht. 
EZ = 
Bi. CEine Beſchäftigung, für die als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt wird, iſt verficherungsfrei. 


E: Kg 89. 
D d Der Senat beſtimmt, wieweit vorübergehende Dienſtleiſtungen verſicherungsfrei bleiben. 
KE 8 10. 
S Verſicherungsfrei find die in Betrieben oder im Dienſt des Freiſtaats eines Gemeindeverbandes, 
einer Gemeinde oder eines Trägers der landesgeſetzlichen Arbeiter- oder Angeſtelltenverſicherung Be⸗ 
ſchäftigten, wenn ihnen Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im Mindeſtbetrage der 
ihrem Dienſteinkommen entſprechenden Höhe gewährleiftet iſt. \ 

‚ Das gleiche gilt für die Geiſtlichen der als öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten 
Religionsgeſellſchaften ſowie für Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen oder Anſtalten. 

Db eine Anwartſchaft als gewährleiftet anzuſehen iſt, entſcheidet der Senat. 
Die Gewährleiſtung der Anwartſchaften bewirkt Verſicherungsfreiheit von dem Zeitpunkt ab, 

an dem ſie tatſächlich verliehen werden. Sie hat keine rückwirkende Kraft. 
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8 11. 
Verſicherungsfrei ſind 

1. Beamte der Freien Stadt, der Gemeindeverbände und der Gemeinden, Geiſtliche der als 
öffentlich-rechtliche Korporationen anerkannten Religionsgeſellſchaften, Lehrer und Erzieher an 
öffentlichen Schulen oder Anſtalten, ſolange ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, 
ſowie die im Dienſt der Freien Stadt vorläufig beſchäftigten Beamten und vorläufig 
beſchäftigten Geiſtlichen der als öffentlich⸗rechtliche Korporationen anerkannten Religions- 
geſellſchaften, 

Angeſtellte in Eiſenbahn., Poſt⸗ und Telegraphenbetrieben der Freien Stadt, die Ausſicht 
auf Übernahme in das Beamtenverhältnis und Anwartſchaft auf eine ausreichende Invaliden · 
und Hinterbliebenenfürſorge haben, 

3. Perſonen, die zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf gegen Entgelt 
tätig ſind. 
Ob die Vorausſetzungen der Nrn. 1, 2 vorliegen, entſcheidet der Senat. 
§ 12. 
Verſicherungsfrei iſt, wer berufsunfähig iſt oder wer Ruhegeld oder Witwerrente nach den 

Vorſchriften dieſes Geſetzes oder eine Invaliden-, Witwer- oder Witwenrente aus der Invaliden⸗ 

verſicherung bezieht. 


Lë 


$ 13. 
Auf feinen Antrag wird von der Verſicherungspflicht befreit, 
wem von der Freien Stadt, einem Gemeindeverband, einer Gemeinde oder einem Ver⸗ 
ſicherungsträger der landesgeſetzlichen Arbeiter- oder Angeſtelltenverſicherung oder wem 
auf Grund früherer Beſchäftigung als Lehrer oder Erzieher an öffentlichen Schulen 
oder Anſtalten 
Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge im Mindeſtbetrage der ihrem Dienſteinkommen entſprechenden 
Höhe bewilligt find und daneben Anwartſchft auf Hinterbliebenenfürſorge ($ 10) gewährleiſtet iſt. 


S 14. 
Über den Antrag entſcheidet das Verſicherungsamt Danzig (Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung). 


Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 


Die Befreiung wirkt vom Eingang des Antrags an. 
$ 15. 
Das Verſicherungsamt widerruft die Befreiung, ſobald ihre Vorausſetzungen nicht mehr vor⸗ 
liegen. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
Bei Verzicht auf die Befreiung und bei ihrem endgültigen Widerruf tritt die Verſicherungspflicht 
wieder in Kraft. 
§ 16. 
Auf Antrag des Arbeitgebers kann der Senat beſtimmen, wieweit 8 10, BS 11 Nr. 1, 2. 

Se 13 bis 15 gelten für 

1. die in Betrieben oder im Dienſt anderer öffentlicher Verbände oder von Körperſchaften 
oder von Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs oder als Lehrer und Erzieher an nicht 
öffentlichen Schulen oder Anſtalten Beſchäftigten, wenn ihnen mindeſtens die im § 10 be 
zeichneten Anwartſchaften gewährleiſtet ſind oder ſie tie für ihren Beruf ausgebildet 
werden, 

Perſonen, denen auf Grund früherer Beſchäftigung bei — — Verbänden oder Körper⸗ 
ſchaften oder Eiſenbahnen, Schulen oder Anſtalten Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge 
im Mindeſtbetrag der ihrem Dienſteinkommen entſprechenden Höhe bewilligt ſind und daneben 
eine Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge ($ 10) gewährleiſtet iſt, 
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3. Angeftellte in Betrieben, für die eine beſondere Invaliden- und IE 
bereits durch geſetzliche Vorſchriften geregelt iſt. 


II. Freiwillige Verſicherung. 
8 17. 

Wer aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet und mindeſtens vier Beitrags- 
monate auf Grund der Verſicherungspflicht zurückgelegt hat, kann die Verſicherung freiwillig fortſetzen 
(Weiterverſicherung). 

Unter ver gleichen Vorausſetzung kann die Verſicherung auch während eines Aufenthalts im Ausland 


freiwillig fortgeſetzt werden. 
8 18. 


Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung (Selbſtverſicherung) find entſprechend ihrem Ein- 
kommen, bis zum vollendeten vierzigſten Lebensjahr berechtigt 
1. Perſonen, die für Zeg Rechnung eine ähnliche Tätigkeit wie die im 8 1 Abſ. 1 genannten 
ausüben, 
2. Perſonen, die nach 8 a 9, § 11 Nr. 3 verſicherungsfrei find. 

Sie können, wenn die Vorausſetzungen für ihre Selbſtverſicherung weggefallen und mindeſtens 
vier Beitragsmonate auf Grund der Selbſtverſicherung zurückgelegt find, auf Antrag die Selbſt⸗ 
verſicherung fortſetzen. 

Der Antrag iſt an die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zu richten. Sie entſcheidet 


endgültig. 
Zweiter Abſchnitt. 
Gegenſtand der Verſicherung. 
I. Allgemeines. 
8 19. 
Gegenſtand der Verſicherung ſind Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten. 
$ 20. 
Ruhegeld erhält, wer die Berufsunfähigkeit (8 25) oder das geſetzliche Alter nachweiſt ſowie die 
Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten hat. 
9 21. 
Hinterbliebenenrenten werden gewährt, wenn der Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes die Warte— 


zeit für das Ruhegeld erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten hat: 


§ 22. 

Länger als auf ein Jahr rückwärts vom erſten Tage des Monats an gerechnet, in welchem 
der Antrag eingegangen iſt, werden Ruhegeld und ſonſtige Renten nicht gezahlt, ſofern nicht der 
Berechtigte durch Verhältniſſe, die außerhalb ſeines Willens liegen, verhindert worden iſt, den Antrag 
rechtzeitig zu ſtellen. Der Antrag iſt binnen drei Monaten nach Wegfall des Hinderniſſes zu ſtellen. 

Der Anſpruch auf Leiſtungen verjährt in vier Jahren nach der Fälligkeit, ſoweit dieſes Geſetz 
a anderes vorſchreibt. - 

8 23. 

Wer ſich vorſätzlich berufsunfähig macht, verliert den Anſpruch auf das Ruhegeld. 

Hat ſich der Verſicherte die Berufsunfähigkeit beim Begehen einer Handlung, die nach jtraf- 
gerichtlichem Urteil ein Verbrechen oder vorſätzliches Vergehen iſt, zugezogen, ſo kann das Ruhegeld 
ganz oder teilweiſe verſagt werden. Die Verletzung des § 93 Abſ. 2, 3 und der gë 95 bis 97 der 


Seemannsordnung gilt nicht als Vergehen im Sinne des vorſtehenden Satzes. Das Ruhegeld kann 


den im Inland wohnenden Angehörigen ganz oder teilweiſe zugewieſen werden, wenn der Verſicherte 
ſie bisher ganz oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt unterhalten hat. 
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Das Ruhegeld kann auch verſagt werden, wenn wegen des Todes, der Abweſenheit oder eines 
anderen in der Perſon des Antragſtellers liegenden Grundes kein ſtrafgerichtliches Urteil ergeht. 
8 24. 

Hat ein Verſicherter Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung und zur Invalidenverſicherung ent 
richtet (Wanderverſicherter) und die Wartezeit ſowohl für das Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung 
als auch für die Invalidenrente aus der Invalidenverſicherung erfüllt, ſo kann er, wenn die Anwartſchaft 
nicht erloſchen iſt, entweder das Ruhegeld oder die Invalidenrente wählen. Die Wahl der einen oder 
der anderen Verſicherung iſt für den Verſicherten und ſeine Hinterbliebenen dauernd bindend. 

Hat der Wanderverſicherte ſelbſt keine Wahl getroffen, ſo können ſeine Hinterbliebenen im Falle 
der Erfüllung der Wartezeit für die Hinterbliebenenrenten ſowohl der Angeſtelltenverſicherung als auch 
der Invalidenverſicherung die Hinterbliebenenrenten aus einer dieſer Virſicherungen wählen. Das Wahl 
recht ſteht der Witwe oder dem Witwer zu. Sind nur Waiſen vorhanden, jo ſteht ihnen das Wahl⸗ 
recht gemeinſchaftlich zu; haben ſie mehrere geſetzliche Vertreter, ſo entſcheidet der Vertreter der jüngſten 
Waiſe. n 

5 Näheres über die Durchführung dieſer Vorſchriften beſtimmt der Senat. 
II. Ruhegeld. 
S 85. 

Ruhegeld erhält derjenige Verſicherte, welcher 65 Jahre alt iſt oder durch körperliche Gebrechen 
oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen und geiſtigen Kräfte zur Ausübung ſeines Berufs dauernd 
unfähig iſt. Berufsunfähigkeit iſt dann anzunehmen, wenn ſeine Arbeitsfähigkeit auf weniger als die 
Hälfte derjenigen eines körperlich und geiſtig gefunden Verſicherten von ähnlicher Ausbildung und gleich 
wertigen Kenntniſſen und Fähigkeiten herabgeſunken iſt. 

Ruhegeld erhält auch derjenige Verſicherte, welcher nicht dauernd berufsunfähig iſt, aber während 
26 Wochen 8 berufsunfähig EE ift, für die weitere Dauer der Berufsunfähigkeit. 


8 26 
Das Ruhegeld beginnt, unbeſchadet des 8 22, mit dem erſten Tage des Monats, in welchem 
die Vorausſetzungen des § 25 vorliegen. Läßt ſich der Beginn der Berufsunfähigkeit nicht feſtſtellen, 
ſo gilt als ſolcher der Tag, an dem der Antrag auf Ruhegeld beim Verſicherungsamt eingegangen iſt. 


III. Hinterbliebenenrenten. 
8 27. 
Witwenrente erhält die Witwe nach dem Tod ihres verſicherten Mannes. 
8 28. R 
Waiſenrente erhalten nach dem Tod des verſicherten Vaters ſeine ehelichen Kinder unter achtzehn 
Jahren und nach dem Tod einer Verſicherten ihre vaterloſen Kinder unter achtzehn Jahren. Als vater- 
los gelten auch uneheliche Kinder. . 
Den ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 
1. die für ehelich erklärten Kinder, 
2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, ö 
3. die Stiefkinder und die Enkel, die der Verſtorbene unmittelbar vor ſeinem Tod mindeſtens 
ein Jahr lang unentgeltlich unterhalten oder für die er Kinderzuſchuß bezogen hat, 
4. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Verſtorbenen feſtgeſtellt iſt. N 
Treffen die Voransſetzungen für mehrere Waiſenrenten zuſammen, Ga wird die Waijenrente nur 
einmal gewährt, und zwar zum höheren Betrage. 
§ 29. 
Nach dem Tod der verſicherten Ehefrau eines erwerbsunfähigen Ehemannes, die den Lebens⸗ 
unterhalt ihrer Familie ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienſt beſtritten hat, ſteht den 
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ehelichen Kindern unter 18 Jahren Waiſenrente zu, ebenſo dem Mann Witwerrente, ſolange er bedürftig 
iſt. § 28 Abf. 2 gilt entſprechend. 

Für die Waiſenrente gilt dies auch, wenn zur Zeit des Todes der Verſicherten die Ehe nicht 
mehr beſtand. 

8 80. 

Nach dem Tod einer verſicherten Ehefrau, deren Ehemann ſich ohne geſetzlichen Grund von der 
häuslichen Gemeinſchaft ferngehalten und ſeiner väterlichen Unterhaltspflicht entzogen hat, ſteht den 
ehelichen Kindern unter 18 Jahren Waiſenrente zu. § 28 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

Dies gilt auch, wenn zur Zeit des Todes der Verſicherten die Ehe nicht mehr beſtand und der 
Ehemann ſich ſeiner väterlichen Unterhaltspflicht entzogen hat. 
8 31. 

Die Renten der Hinterbliebenen beginnen, unbeſchadet des § 22, mit dem erſten Tag des 
Monats, in den der Todestag des Ernährers fällt, ſofern dieſer ein Ruhegeld nicht bezog, andernfalls 
mit dem erſten Tag des Monats, der auf den Todestag folgt. Bei nachgeborenen Waiſen beginnt die 
Rente mit dem erſten Tag des Geburtsmonats. 

8 32. 

Die geſetzlichen Leiſtungen werden auch dann gewährt, wenn während eines Jahres keine glaub— 
eng Nachrichten von dem Verſicherten eingegangen ſind und die Umſtände feinen Tod wahrſcheinlich 
machen. 

8 Das Verſicherungsamt kann von den Hinterbliebenen die eidesſtattliche Erklärung verlangen, 


daß ſie von dem Leben des Vermißten keine anderen als die angezeigten Nachrichten erhalten haben. 


8 33. 

Den Todestag Verſchollener ſtellt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte nach billigem 
Ermeſſen feſt. Für die auf See Verſchollenen gilt als Todestag der Tag des Unterganges des Schiffes. 
Iſt das Schiff als verſchollen anzuſehen, ſo gilt als Todestag der Tag der Beendigung des Dienſt— 
verhältniſſes nach § 53 Abſ. 1 der Seemannsordnung. 

8 3. 

Hinterbliebene haben keinen Anſpruch auf die Verſicherungsleiſtungen, falls ſie den Tod des 

Verſicherten vorſätzlich herbeigeführt haben. € 85 


Die Hinterbliebenen haben keinen Anſpruch auf Rente, wenn der verſtorbene Ernährer erſt 
nach dem Eintritt der Berufsunfähigkeit geheiratet hat und der Tod innerhalb der erſten drei Jahre 
der Ehe eingetreten iſt. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann unter beſonderen Umſtänden 
auch dann Hinterbliebenenrente gewähren. 


IV. Heilverfahren. 
/ 8 36. 

Um die infolge einer Erkrankung drohende Berufsunfähigkeit eines Verſicherten abzuwenden, 
kann die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ein Heilverfahren einleiten, ſoweit nicht bereits durch 
einen Träger der geſetzlichen Arbeiterverſicherung ein Heilperfahren eingeleitet iſt. - 

Dasſelbe gilt, wenn zu erwarten ift, daß ein Heilverfahren den Empfänger eines Ruhegeldes 
wieder berufsfähig macht. 

$ 37. 
Anträge auf Heilverfahren ſind an die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zu richten. 
8 88. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann den Erkrankten in einem Krankenhaus oder 

in einer Anſtalt für Geneſende im Gebiet des Freiſtaats oder im Ausland unterbringen. 


Iſt er verheiratet und lebt er mit feiner Familie zuſammen, oder hat er einen eigenen . 
oder iſt er Mitglied des Haushalts ſeiner Familie, ſo bedarf es ſeines Einverſtändniſſes. 
Bei einem Minderjährigen genügt ſein Einverſtändnis. 
8 39. 
Angehörige des Erkrankten, deren Unterhalt er ganz oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt 
beſtritten hat, erhalten während des Heilverfahrens ($ 38) ein Hausgeld. 17 beträgt täglich mindeſtens 


ſechs Zehntel des zuletzt gezahlten Monatsbeitrags. 
Das Hausgeld fällt weg, ſolange und ſoweit Lohn oder Gehalt auf ER eines eee 


gezahlt wird. 


eſtellt werden. 
ge sh. 


Entzieht ſich ein Erkrankter ohne geſetzlichen oder ſonſt triftigen Grund dem Heilverſahren (§ 36), 


und wäre die Berufsunfähigkeit durch das Heilverfahren vorausſichtlich verhütet oder beſeitigt worden, 
ſo kann das Ruhegeld auf Zeit ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn der Erkrankte auf dieſe Folge 


ingewieſen worden iſt. 
hingewieſ f e 41 


Läßt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ein Heilverfahren bei einem Erkrankten ein⸗ 
treten, welcher der geſetzlichen Arbeiterverſicherung unterliegt, ſo kann ſie die Zahlung des Hausgeldes 
oder des Ruhegeldes während der Dauer von Barbezügen aus der geſetzlichen EE bis 


zur Höhe dieſer Barbezüge einſtellen. 
8 42. 5 


Gegen die Träger der geſetzlichen Arbeiterverſicherung ſteht der Sanbesnrfiheigsanfal für 
Angeſtellte ein Erſatzanſpruch wegen Einleitung des Heilverfahrens nicht zu. 8 
8 43. 

Als geſetzliche Arbeiterverficherung gilt auch die Verſicherung in Erſatzkaſſen (§ 503 der Reichs 


verſicherungsordnun 
ſicherung g). SET 


Streitigkeiten, die zwiſchen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte und dem Verſicherten 
aus den Vorſchriften der SS 38 bis 41 entſtehen und nicht bei der Rentenfeſtſtellung erledigt werden, 
entſcheidet auf Beſchwerde das Oberverſicherungsamt. , 

KR Sachleiſtungen. 
8 45. 

Empfänger von Ruhegeld oder Rente können auf ihren Antrag in einem Anvaliden- oder 
Waiſenhaus oder einer ähnlichen Anſtalt untergebracht werden. Dazu können die Barbezüge ganz oder 
teilweiſe verwendet werden. 

Invalidenhäuſer und ähnliche Anſtalten gelten als Kranken⸗, Bewahr⸗ und Heilanſtalten im 


Sinne des 8 11 Abſ. 2, 8 23 Abſ. 2 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz (Reichsgeſetzbl. 1908 S. 381). 
Die Aufnahme verpflichtet den Bezugsberechtigten auf ein Vierteljahr und, wenn er nicht einen 


Monat vor Ablauf dieſer Zeit widerſpricht, jedesmal auf ein weiteres Vierteljahr zum Verzicht ei bie 


Barbezüge, ſoweit fie zu verwenden find. e 46. 

Trunkſüchtigen, die nicht entmündigt ſind, können ganz oder teilweiſe Sachleiſtungen gewährt 
werden. Auf Antrag eines beteiligten Armenverbandes oder der Gemeindebehörde des Wohnorts des 
Trunkſüchtigen muß dies geſchehen. Bei Trunkſüchtigen, die entmündigt ſind, iſt die Gewährung der 
Sachleiſtungen nur im Einverſtändnis mit dem Vormund zuläſſig. Auf ſeinen Antrag muß ſie geſchehen. 


Die Zahlung des Ruhegeldes kann für die Dauer des Heilverfahrens ganz oder teifiife dn, ` 
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Die Sachleistungen gewährt die Gemeinde des Wohnorts. Der Anſpruch auf Barleiſtungen 
geht im Wert der Sachbezüge auf die Gemeinde über. Die Sachleiſtung kann auch durch Aufnahme in 


eine Trinkerheilanſtalt oder mit Zuſtimmung der Gemeinde durch Vermittlung einer Trinkerfürſorgeſtelle 


gewährt werden. 


Ein Reſt der Barleiſtungen iſt dem Ehegatten des Bezugsberechtigten, ſeinen Kindern oder 
jeinen Eltern und, falls ſolche nicht vorhanden find, der Gemeinde zur Verwendung für ihn zu überweiſen. 
\ 


8 47. 

Das Verſicherungsamt erläßt die Anordnung nach Anhören der Gemeindebehörde und des 
Bezugsberechtigten und teilt ſie ihnen und der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſchriftlich mit. 
Es entſcheidet bei Streit zwiſchen der Gemeinde und den Bezugsberechtigten. 

Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 


VI. Beſondere Vorſchriften für den Aufenthalt im Ausland. 
8 48. 

Geben Berechtigte den inländiſchen Wohnſitz auf, ſo können ſie mit der Hälfte des Kapitalwerts 
der ihnen gewährten Bezüge abgefunden werden. Die Tarife zur Berechnung der Abfindung ſetzt die 
Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte mit Zuſtimmung des Landesverſicherungsamts feſt. 

Der Senat kann dieſe Vorſchrift in Grenzgebieten außer Kraft ſetzen. 


VII. Wartezeit. 
8 49. 
Die Wartezeit dauert N 
1. beim Ruhegeld für männliche Verſicherte 120 Beitragsmonate, für weibliche Verſicherte 
60 Beitragsmonate, 
2. bei den Hinterbliebenenrenten 120 Beitragsmonate. ` 
Sind weniger als 60 Beitragsmonate auf Grund der Berficherungspilidt nachgewieſen, jo beträgt 
die Wartezeit beim Ruhegeld für weibliche Verſicherte 90 Beitragsmonate, im übrigen 150 Beitragsmonate. 
Die Wartezeit für Selbſtverſicherer beträgt in allen Fällen 180 Beitragsmonate. 


VIII. Erlöſchen der Anwartſchaft. 
§ 50. 
Die Anwartſchaft erliſcht, wenn nach dem Kalenderjahr, in welchem der erſte Beitragsmonat 
zurückgelegt worden iſt, innerhalb der zunächſt folgenden 10 Kalenderjahre weniger als 8 und nach 
dieſer Zeit weniger als 4 Beitragsmonate während eines Kalenderjahrs zurückgelegt worden ſind. 


$ 51. 

Die Anwartſchaft lebt unbeſchadet der Nachzahlungsmöglichkeit nach § 168 ff. wieder auf, wenn 
der Verſicherte die rückſtändigen freiwilligen Beiträge innerhalb der zwei Kalenderjahre nachentrichtet, 
die dem Kalenderjahre der Fälligkeit der Beiträge folgen. 

Die Anwartſchaft lebt auch dann wieder auf, wenn der Verſicherte von neuem auf Grund einer 
verſicherungspflichtigen Beſchäftigung oder eines Selbſtverſicherungsverhältniſſes Beiträge entrichtet hat, 
und zwar 

falls vor dem Erlöſchen der Anwartſchaft die Wartezeit erfüllt war, 
für mindeſtens 24 Beitragsmonate, 
wegen für mindeſtens 48 Beitragsmonate. 

Die Anwartſchaft gilt als nicht erloſchen, wenn die Zeit, die zwiſchen dem erſtmaligen Eintritt 
in die Verſicherung und dem Verſicherungsfall liegt, mindeſtens zu drei Vierteln mit Beiträgen oder 
Erſatzzeiten auf Grund der Bekanntmachungen vom 26. 1 1915 und 2. Auguſt 1917 über die 
Angeſtelltenverſicherung während des Krieges (Reichsgeſetzbl. S. 531 und 680) belegt iſt. 


E ae = SS? eg g d E 
IX. Beregnung der Berfimeungateitunger 
8 52. 


Das jährliche Ruhegeld beſteht aus Grundbetrag und Sieigärumgenkiäg. Der Grundbetrag e 
für alle Gehaltsklaſſen 7200 Mark. 


Als Steigerungsbetrad werden gewährt: 


5,40 M für jeden Beitragsmonat in Gehaltsklaſſe 1 "nn e 
: 10,80 nn 1 SEI { D nm 2 
21,60 D D mn " D D 3 
39,60 1 „* 1 H nm * 4 
61,20 „ „ D D D dës: 
W,— gg Dr D D " 6 
126,— nm D D „ nm „ 7 
180,— nm D nm 1 D H 8 
270,— D H " H D " 9 
37 8.— „ H D nm nm 10 
h 504,— E N Dr " nm nm 1 1 
- 648,— nm nm nm nm „ H 12 
792, — nm D Dr D D D 13 
1 620,— D H " D D D 14 
2 700,— LS, D ” " 15 
3 780, — D " " D D " 16 
5.130 D Ae A8 " D " H 17 
6 750,— mW " " " 18 
8 640,— D in D D m D 19 
10 800,— D nm nm H H „ 20 
13 230, — NEN nm D nm " 21 
16 200,— m. A „ " D D 22 
19 ELE D " D " „ D 23 
23 760, — D nm D " " 24 
28 350,— np NI D D D D 25 
33 480,— # Ap D D D " 26 
\ 39 150,— non " " nm „ 27 
45 360,— N D D D D d 28 
52 110,— nm m D R mn D D 29 
50 400,— Dr D D D " " 30 
69 090, — D „ „ D D 31 > 
82 500,— EEN D D M " 32 
102 000,— mu nm D nm " 33 
129 000,— nen nm „ D D 34 
162 000, — 1 D „ D „ 35 
198 000,— Beie D D S D D 20 
288 000,— ARE D nm " D 37 
450 000,— nm nm n „ n " 38 
630 000, — "nn D D nm D 39 - 
810 000,— N „ „ D D 40 
7 1.050 000,— D nm " D D D 41 
1500000— „ „ „ „ „ „ 42 
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2 100 000,— M für jeden Beitragsmonat in Gehaltsklaſſe 43 


2700 000.— ” „ " mn " „ 4 

3600 000,— nn nm D m nm 45 

5 100 000,— D n n D n " 46 

S 7500 000,— D D D " " D 47 
10 500 000,— LD D H " " D 48 

13 500 000,— WA D D D D 49 

16 500 000,— „ D D m D " 50 


Für Beitragsmonate vor dem 1. November 1922 wird zum Steigerungsbetrag gerechnet: 
0,55 M für jeden Beitragsmonat in der bisherigen Gehaltsklaſſe A 
B 


” bi " H H H " 


D 

1 M 15 WE nm ** " 1 " D 0 
H ‚50 * H mn * nm * * nm D 

: 2,.— nn nm nm LS nm " E - 
2,50 7 H ” 1 H m nm nm F 
3.— nn nm D e, m D 8 
1 ” D „ nn D " H 
5.— n n nm D D D " J 
10,3 nn „ n " „ " D K 
15,— KW „ nm " D D D L 
30,— nn D nm nm D " M 
50,— nn " nm D D D D N 
75. „ „ „ D n " n „ 0 
100,— 8 " D D dëi 


Der Senat kann im Einvernehmen mit der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte die 
Steigerungsbeträge anderweit feſtſetzen. 9 88 

Zu den Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung treten als Ergänzung die Steigerungen der 
Invalidenverſicherung für anrechnungsfähige Beitragswochen dieſer Verſicherung. 

Hat der Verſicherte nach Feſtſetzung des Ruhegeldes Beiträge zur Invalidenverſicherung ent- 
richtet, ſo iſt, wenn er invalide im Sinne des § 1255 der Reichsverſicherungsordnung wird, ſein Ruhegeld 
durch Beſcheid der Landesverficherungsanſtalt für Angeſtellte nach Abſ. 1 zu ergänzen. 

Der Träger der Invalidenverſicherung erſtattet der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
den Steigerungsbetrag nach näherer Beſtimmung des Senats. 

§ 54. 

Hat der Ruhegeldempfänger Kinder unter 18 Jahren, ſo erhöht ſich das Ruhegeld für jedes 
von ihnen um 9600 M jährlich (Kinderzuſchuß). Der Senat kann im Einvernehmen mit der Landes- 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte den Kinderzuſchuß anderweit feſtſetzen. 

Bei Gewährung des Kinderzuſchuſſes werden ehelichen Kindern gleichgeſtellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, wenn ſie vor Eintritt der Berufsunfähigkeit 

angenommen find, 

3. die Stiefkinder und die Enkel, wenn ſie vor Eintritt der Berufsunfähigkeit von dem Ruhe“ 

geldempfänger unentgeltlich unterhalten worden ſind, 

4. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Ruhegeldempfängers feſtgeſtellt iſt. 

Für uneheliche Kinder, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, ſowie für Stiefkinder 
und Enkel wird der Kinderzuſchuß nur gewährt, ſolange ſie von dem Ruhegeldempfänger unterhalten werden. 
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$ 55. 

Die Witwenrente und Se Witwerrente betragen vier Zehntel Waiſenrenten je zwei Zehntel, 
Renten für Doppelwaiſen je drei Zehntel des nach den 88 52, 53 zu berechnenden N 


§ 56. 
Zu dem Ruhegeld, den Witwen-, Witwer⸗ und Waiſenrenten kann als EE eine 
Teuerungszulage treten, die vom Senat im Einvernehmen mit der Landesverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte feſtgeſetzt wird. Sie iſt Beſtandteil der Rente. 


Ausländern im Ausland wird die Rentenerhöhung nicht gewährt; der Senat kann Ausnahmen 
zulaſſen. 


8 57. - 
Ruhegeld und ſonſtige Renten werden in Teilbeträgen, monatlich auf volle Rechnungseinheiten 
aufgerundet, im voraus gezahlt. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann die Aufrundung 
auf ein Vielfaches der Rechnungseinheit anordnen. 


X. Erſtattung von Beiträgen. 
8 58. 

Stirbt eine weibliche Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit von 60 Beitragsmonaten vor 
Eintritt in den Genuß eines Ruhegeldes, und beſteht kein Anſpruch auf Hinterbliebenenrenten, ſo iſt auf 
Verlangen die Hälfte der für die Verſicherte bis zu ihrem Tod entrichteten Beiträge als Abfindung 
zurückzugewähren. 

Anſpruchsberechtigt ſind nacheinander der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die 
Geſchwiſter, wenn ſie mit der Verſicherten zur Zeit ihres Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben 
oder von der Verſicherten weſentlich aus ihrem Arbeitsverdienſt unterhalten worden ſind. Der Anſpruch 
verfällt, wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tod der Verſicherten geltend gemacht wird. 

§ 59. 

Heiratet eine weibliche Berficerte nach Ablauf der Wartezeit für das Ruhegeld und Gest fie 
binnen drei Jahren nach der Verheiratung aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung aus, fo ſteht 
ihr ein Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für ſie bis zu dem Ausſcheiden geleiſteten Beträge zu. 
Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht binnen drei Jahren nach der Verheiratung geltend gemacht wird. 
Die Erſtattung ſchließt weitere Anſprüche an die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte aus den 
erſtatteten Beiträgen aus. 

XI. Wegfall der Leiſtungen. 
S 60. N 

Die Witwen- und die Witwerrenten fallen mit dem Ablauf des Monats weg, in welchem der 
Berechtigte wieder heiratet. Als Abfindung wird der Witwe das Dreifache ihrer Jahresrente gewährt. 
Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach der Wiederverheiratung 
gemacht wird. 

Die Waiſenrente fällt mit dem Ablauf des Monats weg, in welchem die Waiſe das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet oder heiratet. Se A 

§ 61. 

Für den Sterbemonat und den Monat, der das Ruhen der Rente bringt, werden die Beträge 

voll gezahlt. > 
8 62. 

Iſt beim Tod des Empfängers das fällige Ruhegeld oder die fällige Rente noch nicht abgehoben, 
ſo ſind nacheinander bezugsberechtigt der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die Geſchwiſter, 
wenn ſie mit dem Empfänger zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt ve? oder von 
ihm weſentlich aus feinem Arbeitsverdienſt unterhalten N worden find. i 


er die von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte verlangten ärztlichen Beſcheinigungen ſeiner 
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S 63. 

Stirbt ein Verſicherter oder ein zum Bezug einer Witwen- oder Witwerrente Berechtigter, 
nachdem er ſeinen Anſpruch erhoben hatte, ſo ſind zur Fortſetzung des Verfahrens und zum Bezug der 
bis zum Todestage fälligen Beträge nacheinander berechtigt der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die 
Mutter, die Geſchwiſter, wenn ſie mit dem Berechtigten zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt haben, oder von ihm weſentlich aus ſeinem Arbeitsverdienſt unterhalten worden ſind. 


XII. Entziehung der Leiſtungen. 
e 8 64. 
Iſt der Ruhegeldempfänger nicht mehr berufsunfähig im Sinne des $ 25, jo entzieht die 
Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ihm das Ruhegeld. 
8 65. 
Witwerrenten, die nach § 29 gewährt find, entzieht die Landesverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte, ſobald die Bedürftigkeit des Empfängers wegfällt. 
S 66. 
Ein Beſcheid, der das Ruhegeld oder die Rente entzieht, wird mit Ablauf des Monats wirkſam, — 


in dem er zugeſtellt worden iſt. 
§ 67. ; 


Wird Ruhegeld von neuem bewilligt, jo wird die frühere Beitragsleiſtung dem Verſicherten 


angerechnet. 
8 68. 


Wird nachgewieſen, daß ein Verſicherter, der als verſchollen galt, noch lebt, ſo wird die weitere 
Zahlung von Hinterbliebenenrente eingeſtellt. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte braucht 
die zu Unrecht gezahlten Beträge nicht zurückzufordern. 

XIII. Ruhen der Rente. 
§ 69. 
Ruhegeld und Rente ruhen, ſolange der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe von e als einem 


Monat verbüßt oder in einem Arbeitshaus oder in einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. 
Hat er im Inland Angehörige, die er ganz oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt 


unterhalten hat, ſo wird ihnen das Ruhegeld überwieſen. 
S 70. 
Ruhegeld und Rente ruhen, ſolange ſich der Berechtigte ohne Zuſtimmung der Landes- 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte gewöhnlich im Ausland aufhält. Im Falle der Weiterzahlung hat 


Berufsunfähigkeit einzureichen. Art und Form der Beſcheinigungen beſtimmt das Landesverſicherungsamt. 


8 71. 

Der Senat kann das Ruhen von Ruhegeld und Rente für ausländiſche Grenzgebiete oder für 
ſolche auswärtigen Staaten ausſchließen, deren Geſetzgebung Danzigern und ihren Hinterbliebenen eine 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende Fürſorge gewährleiſtet. 

8 72. 

Treffen die Vorausſetzungen für Ruhegeld und Hinterbliebenenrente oder für mehrere Hinter⸗ 
bliebenen oder für ſolche Leiſtungen und Renten aus der Invalidenverſicherung zuſammen, jo wird die 
Rentenerhöhung nur einmal gewährt, und zwar zum höheren Betrag und von demjenigen Verſicherungs⸗ 
träger, der die erſte Leiſtung feſtgeſetzt hat. on, 
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XIV. Beſondere Befugniſſe der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 
8 78. 
Überzeugt ſich die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte bei erneuter Prüfung, daß die 
Leiſtung mit Unrecht abgelehnt, entzogen, wegen Ruhens oder aus ſonſtigen Gründen eingeſtellt oder 
zu niedrig feſtgeſtellt worden iſt, ſo kann ſie eine neue Feſtſtellung treffen. 


8 74. 
, Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte braucht Ruhegeld und Renten nicht zurückzufordern, 
die ſie vor rechtskräftiger Entſcheidung nach dem Geſetz zahlen mußte. 
XV. Verhältnis zu anderen Anſprüchen. 
8 75. 

Unberührt von dieſem Geſetz bleiben die geſetzlichen Pflichten der Gemeinden und Armenverbände 
zur Unterſtützung Hilfsbedürftiger und andere auf Geſetz, Satzung, Vertrag oder letztwilliger Verfügung 
beruhende Pflichten zur Fürſorge für die nach dieſem Geſetz Verſicherten und ihre Hinterbliebenen. 

§ 76. 

Unterſtützt eine Gemeinde oder ein Armenverband nach geſetzlicher Pflicht einen Hilfsbedürftigen 
für eine Zeit, für die er einen Anſpruch nach dieſem Geſetz hatte oder noch hat, ſo kann die Gemeinde 
oder der Armenverband, jedoch nur bis zur Höhe dieſes Anſpruchs, Erſatz beanſpruchen. 

8 77. 

Der Erſatz von Begräbniskoſten, die beim Tod des Verſicherten gewährt worden ſind, kann, 
ſoweit nicht der Träger der geſetzlichen Unfallverſicherung oder Krankenverſicherung Erſatz zu leiſten hat, 
aus der Kapitalabfindung (8 58) beanſprucht werden; im übrigen darf nur auf Ruhegeld oder Renten 
zugegriffen werden. e 

$ 78. | 

Zur Befriedigung des Erſatzanſpruchs darf auf rückſtändige Ruhegeld⸗ und Rentenbeträge 

bis zu ihrer vollen Höhe, auf andere Rentenbeträge nur bis zu ihrer halben Höhe zugegriffen werden. 
8 70. 

Der Erſatzanſpruch iſt bei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte anzumelden. Sie 

entſcheidet vorbehaltlich des Verwaltungsſtreitverfahrens (8 83). 


8 80. f 
Eine Gemeinde oder ein Armenverband kann auch dann Erſatz beanſpruchen, wenn der Hilfs— 
bedürftige, der einen Anſpruch auf Ruhegeld oder Rente hat, ſtirbt ohne den Anſpruch angemeldet zu 
haben. e 
S 81. De 
Auch die Erſatzberechtigten können die Feſtſtellung der Leiſtungen nach dieſem Geſetz betreiben 
und Rechtsmittel einlegen. Der Ablauf der Friſten, die ohne ihr Verſchulden verſtrichen ſind, wirkt 
nicht gegen ſie; dies gilt nicht für Verfahrensfriſten, ſoweit die Erſatzberechtigten das Verfahren ſelbſt 
betreiben. g 
1 e 
Der Anſpruch auf Erſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn er nicht ſpäteſtens ſechs Monate nach Ablauf 
der Unterſtützung geltend gemacht wird. o 88 e 
Streit über Erſatzanſprüche aus den SS 76 bis 82 werden im Verwaltungsſtreitverfahren oder, 
wo ein ſolches nicht beſteht, durch die dem Erſatzberechtigten vorgeſetzte Aufſichtsbehörde entſchieden. 
Die Entſcheidung der letzteren kann binnen einem Monat nach Zuſtellung im Wege des Rekurſes nach 
den 88 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. ) 
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E: Was in dieſem Abſchnitt für Gemeinden und Armenverbände vorgeſchrieben ift, gilt auch für 
Br Betriebsunternehmer und Kaſſen, die ſtatt ſolcher Verpflichteten nach dessen Pflicht Hilfsbedürftige 
E unterſtützen. 

Si § 85. 

Ge 5 - Soweit die nach dieſem Geſetz Verſicherten oder ihre Hinterbliebenen geſetzlich von Dritten Erſatz 
Be eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch die Berufsunfähigkeit oder durch den Tod des 
SZ Ernährers erwachſen ift, geht der Anſpruch auf die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte bis zum 
= Betrag derjenigen Leiſtungen über, welche ſie infolge des Schadens zu tragen hat. 

Be: Hat ein ordentliches Gericht über ſolche Anſprüche zu erkennen, jo ift es an die Entſcheidung 
* gebunden, die in einem Verfahren nach dieſem Geſetz darüber ergeht, ob und in welchem Umfang der 
së Träger der Angeſtelltenverſicherung verpflichtet ift. 


Si | XVI. Beſondere Vorſchriften. | 

Be 8 86. 

Er Leiſtungen, die nach dieſem Geſetz gewährt werden, und die durch den Übergang des Anſpruchs 

Ee ` darauf erſetzten Unterſtützungen find keine öffentlichen Armenunterſtützungen. 

EC: 8 87. 

BS Die Anſprüche des Berechtigten können mit rechtlicher Wirkung übertragen, verpfändet und 

E gepfändet werden nur wegen 

. 1. eines Vorſchuſſes, den der Berechtigte auf ſeine Anſprüche vor Anweiſung der Leiftungen 

Rz, vom Arbeitgeber oder von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte erhalten hat, 

KE 2. der im § 850 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Forderungen, 

Ze 3. der Forderungen der nach 8 76 der erſatzberechtigten Gemeinden und Armenverbände ſowie der 

Br“ erſatzberechtigten Arbeitgeber und Verſicherungsträger der geſetzlichen Arbeiterverſicherung, ſowie 

Br Erſatzkaſſen, die an ihre Stelle getreten find; die Übertragung, Verpfändung und Pfändung 
— iſt nur in Höhe der geſetzlichen Erſatzanſprüche zuläſſig, 

RK: 4. rückſtändiger Beiträge, die nicht ſeit länger als drei Monaten fällig ſind. 

Ne Ausnahmeweiſe darf der Berechtigte auch in andern Fällen den Anſpruch mit Zuſtimmung des V 

E: Verſicherungsamts ganz oder zum Teil auf andere übertragen. 

g KS: b . 8 88. 

E Die Auhegeld- und Rentenanſprüche dürfen nur aufgerechnet werden auf 

Ki Erſatzforderungen für bezogene Unfallrenten und Entſchädigungen, ſoweit dem Träger der 

SCH Angeſtelltenverſicherung ein Anſpruch darauf nach § 85 e 

Sr geſchuldete Beiträge, s | 
ke. gezahlte Vorſchüſſe, 5 | 
ER zu Unrecht gezahlte Ruhegeld- und Renterbetrüge e ö 


die zu erſtattenden Koſten des Verfahrens (§ 274), 
die von den Organen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte verhängten Geldſtrafen. 
Dritter Abſchnitt. | 
Träger der Verſicherung. 
I. Bezeichnung. 
8 80. o 
Träger der Verſicherung ift die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 


II. Rechtsfähigkeit und Auffict., 
8 90. 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte iſt rechtsfähig. Sie iſt eine öffentliche Behörde 
Der Senat übt die Aufſicht über die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte aus. 
8 91 
Die Bücher der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſind jährlich abzuſchließen; auf Grund 
der Bücher iſt für das abgelaufene Geſchäftsjahr ein Rechnungsabſchluß und ein die Verhältniſſe ſowie 
die Entwicklung der Anſtalt darſtellender Bericht anzufertigen und dem Senat mitzuteilen. 
Als Geſchäftsjahr gilt das Kalenderjahr. e 
III. Organe. 
8 9. 
Die Organe der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſind 
1. das Direktorium, d 


2. der Verwaltungsrat, 


3. die Vertrauensmänner. 
1. Direktorium. 


8 93. 

Das Direktorium vertritt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeftellte gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich. Es hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 

§ 94. 

Das Direktorium beſteht aus einem Vorſitzenden, ſeinem Stellvertreter und aus je zwei Ver⸗ 
tretern der Verſicherten und ihrer Arbeitgeber (ehrenamtliche Mitglieder). Die Zahl der ehrenamtlichen 
Mitglieder muß größer ſein als die der beamteten. Sind zu einer Sitzung des Direktoriums nicht alle 
ehrenamtlichen Mitglieder erſchienen, ſo ſcheiden bei der Abſtimmung die beamteten Mitglieder in ent⸗ 


ſprechender Anzahl aus. 
8 95. 


e Das Direktorium faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Im übrigen wird die Geſchäftsführung durch eine Geſchäfts⸗ 
ordnung geregelt, die der Verwaltungsrat im Einvernehmen mit dem Direktorium erläßt. 

$ 96. 

Der Senat ernennt den Vrſtzenden und ſeinen Stellvertreter. Sie ſind Beamte der Freien 
Stadt Danzig. 

Der Vorſitzende verwaltet ſein Amt ehrenamtlich. Die Bezüge des ſtellvertretenden Vorſitzenden 
trägt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte anteilsmäßig. Der Anteil wird vom Senat feſtgeſetzt. 

Der ſtellvertretende Vorſitzende darf nicht Mitglied des Vorſtandes, Beamter oder Angeſtellter 
des Trägers der Invalidenverſicherung und ſeiner Organe ſein. 

Iſt der Vorſitzende gleichzeitig Vorſtandsmitglied beim Träger der Invalidenverſicherung, ſo hat 
er in allen Fragen, in denen Angelegenheiten der Invalidenverſicherung und der Angeſtelltenverſicherung 
behandelt werden, bei der Beſchlußfaſſung auszuſcheiden. 

$ 97. 

Die ehrenamtlichen Direktionsmitglieder wählt der Verwaltungsrat durch Stimmenmehrheit auf 
ſechs Jahre. Für jedes Mitglied werden mindeſtens zwei Erſatzmänner gewählt; ſie vertreten es, wenn 
es verhindert iſt, und treten, wenn es ausſcheidet, für den Reſt der Wahlzeit in der e Sa, 
Wahl ein. 
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Die Vertreter der -Agbeitgeber werden von den Arbeitgebervertretern, die übrigen von den 
Angeſtelltenvertretern unter den Mitgliedern des Verwaltungsrats gewählt. 

Ein Mitglied des Verwaltungsrats, das Mitglied des Direktoriums wird, ſcheidet aus dem — 
Verwaltungsrat aus. 
f 2. Verwaltungsrat. 

8 98. 
Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben: 
1. Er vertritt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte gegenüber dem Direktorium. 
2. Er beſchließt über die Feſtſetzung des Voranſchlags, unbeſchadet des § 96 Abſ. 2. 
3. Er nimmt den Rechnungsabſchluß ($ 91) und die Bilanz ($ 154) A Dies ſchließt das 
Recht zur Prüfung der Einnahmen, Ausgaben und Belege ein. 
4. Er iſt befugt, durch Beauftragte aus ſeiner Mitte jederzeit Einblick in die Geſchäftsführung 
zu nehmen. 
5. Er beſtimmt gemeinſam mit dem Direktorium die Grundſätze für die Anlegung des Vermögens. 
6. Er hat bei der Vorbereitung wichtiger Beſchlüſſe des Direktoriums gutachtlich mitzuwirken 
§ 99. 

Der Verwaltungsrat beſteht aus dem Vorſitzenden des Direktoriums oder ſeinem Stellvertreter 
als Vorſitzenden und mindeſtens je vier Vertretern der verſicherten Angeſtellten und ihrer Arbeitgeber. 

Die Vertreter der Arbeitgeber werden von den Arbeitgebervertretern unter den Vertrauens- 
männern, die übrigen von den Angeſtelltenvertretern unter den Vertrauensmännern gewählt. 


$ 100. 
Der Verwaltungsrat faßt ſeine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
§ 101. 
Der Vorſitzende beruft den Verwaltungsrat, auf Verlangen der Mehrheit hat er ihn zu berufen. 
§ 102. ) 
Gewählt wird nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. ? 
Das Landesverſicherungsamt erläßt eine Wahlordnung und leitet die Wahl durch einen 
Beauftragten. es 
Für jeden Vertreter werden mindeſtens zwei Erſatzmänner gewählt; fie erſetzen ihn, wenn er 
verhindert iſt, und treten, wenn er ausſcheidet, für den Reſt der Wahlzeit in der Reihenfolge ihrer 
Wahl ein. 
Bei Streit über die Wahl entſcheidet das Landesverſicherungsamt. 


§ 108. 

Wählbar zum Verwaltungsrat ſind nur volljährige Danziger. 

Nicht wählbar iſt, 

1. wer infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
verloren hat oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das den Verluſt dieſer Fähigkeit 
zur Folge haben kann, verfolgt wird, falls gegen ihn das Hauptverfahren eröffnet iſt, 

2. wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen beſchränkt iſt. 


S 104. 8 
Wählbar als Vertreter der Arbeitgeber iſt, wer regelmäßig mindeſtens einen verſicherten 
Angeſtellten beſchäftigt. E 
$ 105. 
Wählbar als Vertreter der Verſicherten find nur Verſicherte, die nicht als Vertreter der Arbeit 
geber wählbar ſind. S 


$ 106. ; 


Die Mahlzeit dauert ſechs Jahre. 


Die Gewählten bleiben nach Ablauf dieſer Zeit im Amt, bis ihre Nachfolger eintreten. 
Wer ausſcheidet, kann wiedergewählt werden. 


§ 107. 

Ein Arbeitgeber kann die Wahl nur aus einem wichtigen Grund ablehnen, insbefondere, wenn er 

1. 60 Jahre alt iſt, 

2. mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; Kinder, die ein anderer als Kindes Statt 

angenommen hat, werden dabei nicht gerechnet, A 

3. durch Krankheit oder Gebrechen verhindert ift, das Amt ordnungsmäßig zu führen, 

4. mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt. Die Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
über mehrere Geſchwiſter gilt nur als eine; zwei Gegenvormundſchaften ſtehen einer Vor⸗ 
mundſchaft, ein Ehrenamt der ſtaatlichen Verſicherungen der Freien Stadt einer Gegen⸗ 
vormundſchaft gleich. 


Nach mindeſtens zweijähriger Amtsführung kann eine Wiederwahl für die nächſte Wahlzeit 
abgelehnt werden. e 108 


Über die Zuläſſigkeit der Ablehnung entſcheidet das Direktorium. 
Wer die Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnt, kann vom Vorſitzenden des Direktoriums mit 
Geldſtrafe beſtraft werden. 


Das Direktorium kann einen Vertreter von ſeinem Amt entbinden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Auf Beſchwerde entſcheidet der Senat endgültig. 
§ 109. 
Die Mitglieder des Verwaltungsrats und die ehrenamtlichen Direktoriumsmitglieder verwalten 
ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. Für ihre Teilnahme an Sitzungen erhalten ſie Tagegelder und 
Vergütung der Reiſekoſten nach feſten vom Senat beſtimmten Sätzen. 


$ 110. 

Die Vertreter der Verſicherten haben ihrem Arbeitgeber jede Einberufung zu den Sitzungen 
anzuzeigen. Tun ſie es rechtzeitig, ſo gibt das Fernbleiben von der Arbeit dem Arbeitgeber keinen 
wichtigen Grund, das Arbeitsverhältunis ohne Einhalten einer Kündigungsfriſt zu löſen. 

8 111. 

Werden von einem Gewählten Tatſachen bekannt, die ſeine Wählbarkeit ausſchließen, fo hat ihn 
der Verwaltungsrat ſeines Amts durch Beſchluß zu entheben. 

Vor der Beſchlußfaſſung iſt ihm Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

Gegen den Beſchluß iſt die Beſchwerde bei dem Landesverficherungsamt zuläſſig. 

3. Vertrauensmänner. 
8 112. 

Die Vertrauensmänner wählen die Mitglieder des Verwaltungsrats ſowie die N der 

Angeſtelltenverſicherung für das Verſicherungsamt und das Oberverſicherungsamt. 
$ 113. 

Den Vertrauensmännern kann das VBerfiherungsamt zu ſeiner Unterſtützung Aufträge erteilen. 
Sie ſollen auch ohne Auftrag alle ihnen bekanntgewordenen Tatſachen mitteilen, die nach ihrer Anſicht 
für das Verſicherungsamt oder die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte wichtig ſind. 

$ 114. 


Die Vertrauensmänner werden je zur Hälfte aus den Verſicherten, die nicht Arbeitgeber find, 
und aus den Arbeitgebern der verſicherten Angeſtellten gewählt. 
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Die Zahl beträgt für den Bezirk jedes der nach der Reichsverſicherungsordnung errichteten 
Verſicherungsämter ſechs; wohnen im Bezirk des Verſicherungsamts mehr als zehntauſend Verſicherte, 
ſo kann das Landesverſicherungsamt für je angefangene weitere zehntauſend die Zahl der 8 


männer um zwei erhöhen. 


8 115. 
Die Vertrauensmänner aus den Arbeitgebern werden von den Arbeitgebern der verſicherten 
. die . von den verficherten Angeſtellten gewählt. 


$ 116. 
Wahlberechtigt ſind volljährige Danziger, ſofern ſie zu den verſicherten Angeſtellten oder deren 
Arbeitgebern gehören und im Bezirk des Verſicherungsamts wohnen. 
ie Sg find die im § 103 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen. 


§ 117. 
Für die Wahlen der Arbeitgeber kann das Landesverſicherungsamt das Stimmrecht nach der 
Zahl der von ihnen beſchäftigten Verſicherten verſchieden feſtſetzen. 


$ 118. 

Gewählt wird ſchriftlich nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. Für die verſicherten din, 
geſtellten dient die Verſicherungskarte als Ausweis, für die Arbeitgeber eine von der Gemeindebehörde 
ausgeſtellte Beſcheinigung. In der Verſicherungskarte muß wenigſtens ein Beitrag innerhalb der letzten 
zwölf Monate vor der Wahl nachgewieſen ſein. 

Das Landesverſicherungsamt erläßt eine Wahlordnung und beſtellt den Leiter der Wahl. 
Bei Streit über die Wahl entſcheidet das Verſicherungsamt. 


$ 119. 


Für jeden Vertrauensmann werden in gleicher Weiſe je zwei Erſatzmänner gewählt, ſie erſetzen 
ihn, wenn er verhindert iſt, und treten, wenn er ansſcheidet, für den Reſt der Wahlzeit in der Reihen⸗ 
ſolge — — wa, A ein. Sr 


33 Wählbar ſind nur Verſſchert, die nicht Arbeitgeber ſind, und Arbeitgeber der verſicherten 
Angeſtellten, die im Bezirk des Verſicherungsamts wohnen oder beſchäftigt werden oder ihren Betriebsſitz 


SE und die nicht nach § 103 ausgeſchloſſen find. 


§ 121. 
Die 88 106, 107, 110 gelten entſprechend. 
Solange und ſoweit keine Wahl zuſtande kommt oder die Gewählten die Dienſtleiſtung met, 
weigern, beruft das Verſicherungsamt Vertrauensmänner aus der Zahl der Wählbaren. 
8 122. 
Über die Zuläſſigkeit der Ablehnung beſchließt das Verſicherungsamt. 
Wer die Wahl oder die Berufung ohne zuläſſigen Grund ablehnt, kann vom Vorſitzenden des 
Verſicherungsamts mit Geldſtrafe beſtraft werden. 
Das Verſicherungsamt kann einen Vertrauensmann von ſeinem Amt entbinden, wenu ein 
wichtiger Grund vorliegt. 
Auf ee Ne das Oberverſicherungsamt. 
8 9 123. 
Werden von einem FR IEEEN Tatſachen bekannt, die ſeine Wählbarkeit ausſchließen oder 
eine grobe Verletzung ſeiner Amtspflicht darſtellen, ſo enthebt ihn das Verſicherungsamt ſeines Amts. 
Auf Beſchwerde endſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
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5 124. 
Die Vertrauensmänner verwalten ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. a 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte erſtattet ihnen ihre baren Auslagen. In beſonderen 


Fällen kann ihnen eine Entſchädigung für Zeitverluſt oder für entgangenen Arbeitsverdienſt gewährt 
werden. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeftellte kann hierüber Beſtimmungen erlaſſen. i 


Vierter Abſchnittt. 
Verſicherungsbehörden. 
I. Allgemeines. 
8 125. 
Die Spruchbehörden der Angeſtelltenverficherung ſind 
K das Verſicherungsamt und 
das Oberverſicherungsamt. 


II. Verſicherungsämter. 
§ 126. 

In der Angeſtelltenverſicherung iſt das Verſicherungsamt der Stadt Danzig zuftändig. 

Bei dieſem Verſicherungsamt werden ein oder mehrere Ausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung 
gebildet. Sie beſtehen aus dem Vorſitzenden und aus Verſicherungsvertretern der Angeſtelltenverſicherung, 
und zwar je einem Vertreter der Verſicherten der Angeſtelltenverſicherung (Verſichertenbeiſitzer) und ihrer 
Arbeitgeber (Arbeitgeberbeiſſitzer). 9 157 

Der Leiter des Verſicherungsamts iſt zugleich der Vorfigende des Ausſchuſſes für Angeſtellten⸗ 
verſicherung, ſoweit nicht ein beſonderer Vorſitzender für den Ausſchuß beſtellt wird. Ein oder mehrere 
ſtändige Stellvertreter des Vorſitzenden werden beſtellt. Der beſtellte Vorſitzende und die Stellvertreter 
ſollen durch Vorbildung und Erfahrung auf dem Gebiet der Sozialverfiherung geeignet ſein. Sie ſollen 
beſondere Kenntniſſe und praktiſche Erfahrung in der Angeſtelltenverſicherung beſitzen. 

Der beſondere Vorſitzende und ſeine ſtändigen Stellvertreter werden von dem Senat beftellt. 


$ 128. a 
Die Zahl der Beiſitzer der Angeſtelltenverſicherung, die insgeſamt bei dem Verſicherungsamt 
zur Verfügung ſtehen, muß mindeſtens zwanzig betragen. Sie kann vom Verſicherungsamt mit Zur 
ſtimmung des Oberverſicherungsamts ſowie von dieſem nach Anhören des Verſicherungsamts erhöht werden. 
Ein Verſicherungsvertreter der Angeſtelltenverſicherung darf nicht zugleich beſoldeter Beamter 

des Verſicherungsamts oder Beiſitzer bei dem Oberverſicherungsamt ſein. 


8 129. 

Die Arbeitgeberbeifiger der Angeſtelltenverſicherung werden von den Arbeitgebervertretern unter 
den Vertrauensmännern, die Verſichertenbeiſitzer der Angeſtelltenverſicherung von den Verſichertenvertretern 
unter den Vertrauensmännern in ſchriftlicher Abſtimmung gewählt. 

) $ 180. 
Die Së 102 bis 105 gelten entſprechend. 
Bei Streit über die Wahl entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
8 131. 

Die Verſicherungsvertreter ſollen mindeſtens je zur Hälfte am Sitz des Verſicherungsamts ſelbſt 

oder nicht über zehn Kilometer entfernt wohnen oder beſchäftigt ſein. 


Bei der Wahl ſollen die hauptſächlichen Berufszweige und die verſchiedenen Teile des Bezirks 
berückſichtigt werden. 


Der Senat kann darüber Beſonderes oder Abweichendes beſtimmen. 
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§ 132. 
Die eg 106, 107, 110 gelten entſprechend. 
| $ 133. 
Über die Zuläſſigkeit der Ablehnung beſchließt das für den Wohnort des Gewählten zuftändige 
Verſicherungsamt. 
Wer die Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnt, kann vom Vorſitzenden des Verſicherungsamts 
mit Geldſtrafe beſtraft werden. 
Das Verſicherungsamt kann einen Vertreter von ſeinem Amt entbinden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 
Auf Beſchwerde beſchließt das Oberverſicherungsamt endgültig. S 
$ 134. 
Werden von einem Verſicherungsvertreter Tatſachen bekannt, die ſeine Wählbarkeit ausſchließen 
oder eine grobe Verletzung ſeiner Amtspflicht darſtellen, ſo enthebt der Vorſitzende ihn ſeines Amts. 
Auf Beſchwerde beſchließt das Oberverſicherungsamt. 
$ 135. 
Der Vorſitzende verpflichtet die Verſicherungsvertreter vor ihrer erſten Dienſtleiſtung auf die 
gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten. 

Der Vorſitzende kann gegen einen Vertreter, der ſich der Erfüllung ſeiner Pflichten entzieht, 
eine Geldſtrafe und im Wiederholungsfall eine ſolche bis zur dreifachen Höhe der erſten verhängen. 
Er hat die Straſe zurückzunehmen, wenn nachträglich eine genügende Entſchuldigung nachgewieſen wird. 

Auf Beſchwerde beſchließt das Oberverſicherungsamt endgültig. 


8 136. 
Solange und ſoweit keine Wahl zuſtande kommt oder die Gewählten die Dienſtleiſtung ver- 
weigern, beruft der Vorſitzende des Verſicherungsamts Vertreter aus der Zahl der Wählbaren. 


i 8 137. 

Die Verſicherungsvertreter der Angeſtelltenverſicherung verwalten ihr Amt unentgeltlich als 
Ehrenamt. 

Das Verſicherungsamt erſtattet ihnen ihre baren Auslagen. 

Daneben gewährt es den Verſichertenvertretern Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienſt oder 
ſtatt deſſen einen Pauſchbetrag für Zeitverluſt. Einen ſolchen Pauſchbetrag kann es auch den Vertretern 
der Arbeitgeber zubilligen. Die Pauſchbeträge bedürfen der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts. 

8 138. 

Der Senat kann beſtimmen, wieweit das Verſicherungsamt techniſche, ſtaatliche und gemeindliche 

Beamte feines Bezirks als Beiräte mit beratender Stimme zum Beſchlußverfahren zuziehen darf. 
8 139. 

Die Koſten des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung ſchießt der Senat vor. 

Sie werden von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte nach näherer Beſtimmung des 
Senats erſtattet. Je am Ende des Kalendervierteljahrs hat ſie angemeſſene Abſchlagszahlungen 
zu leiſten. 

In die Kaſſe der Landesverſicherungsanſtalt f ür Angeſtelte fließen die Geldſtrafen und die 
beſonders auferlegten Verfahrenskoſten. 


III. Oberverſicherungsämter. 
§ 140. 
In 5 Angeſteltenverſicherung iſt das Oberverſicherungsamt der Freien Stadt Danzig zuſtändig. 
Bei ihm werden Kammern für Angeſtelltenverſicherung gebildet. 
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8 141. 


Die Kammern für Angeſtelltenverſicherung beſtehen aus Mitgliedern des Oberverſicherungsamts 
und aus Beifikern. 9142 S 


ſch Der Leiter des Oberverſicherungsamts iſt zugleich der Vorſitzende der Kammer für Angeſtellten 
verſicherung. 

Mindeſtens ein weiteres Mitglied des Oberverſicherungsamts muß zugleich als Stellvertreter 
des Leiters für die Kammern für Angeſtelltenverſicherung beſtellt werden. Der beſtellte Vorſitzende 
und die Stellvertreter ſollen durch Vorbildung und Erfahrung auf dem Gebiet der Sozialverſicherung 
geeignet ſein. Sie ſollen beſondere Kenntniſſe und praktiſche Erfahrung in der Angeſtelltenverſicherung beſitzen. 

8 143. 


Der Senat kann beſtimmen, daß die übrigen Mitglieder der Kammer für Angeſtelltenverſicherung 
das Amt im Nebenberuf ausüben. g 144 


Die Beiſitzer der Kammern für Angeſtelltenverſicherung werden je zur Hälfte aus Vertretern 
der Verſicherten der Angeſtelltenverſicherung und ihrer Arbeitgeber gewählt. 

Ihre Geſamtzahl muß mindeſtens zwölf betragen. Sie kann vom Landesverſicherungsamt 
erhöht werden. 9 145 . 8 


Für Wahl, Rechte und Pflichten der Beiſitzer und ihrer Stellvertreter gelten die 88 129 bis 137 

entſprechend. Jedoch gehen Beſchwerden an das Landesverſicherungsamt. 
8 146. 

Für diejenigen Angelegenheiten aus der Angeſtelltenverſicherung, die dieſes Geſetz dem Spruch⸗ 
verfahren überweiſt, bildet das Oberverſicherungsamt eine oder mehrere Spruchkammern für Angeftellten- 
verſicherung. e 

Die Spruchkammer beſteht aus dem Vorſitzenden und je zwei Beiſitzern der Verſicherten und 
der Arbeitgeber. 8 147. 


Für diejenigen Angelegenheiten aus der Angeſtelltenverſicherung, die dieſes Geſetz dem 
Beſchlußverfahren überweiſt, bildet das Oberverſicherungsamt eine oder mehrere Beſchlußkammern für 
Angeſtelltenverſicherung. 

Die Beſchlußkammer beſteht aus dem Vorſitzenden, einem zweiten Mitglied (8 142 Abſ. 2) 
und zwei Beiſitzern. | 
Bei Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 
8 148. 
Der Senat führt die Aufſicht über die Kammern für Angeſtelltenverſicherung bei dem 
Oberverſicherungsamt. 
Er gibt ihnen die erforderlichen Hilfskräfte bei und beſchafft ihre Geſchäftsräume. 
Der Vorſitzende des Oberverſicherungsamts verpflichtet D auf die gewiſſenhafte Erfüllung der 
Amtspflichten, ſoweit ſie nicht bereits durch einen Dienſteid verpflichtet ſind. 
$ 149. 
Für die Koſten der Kammern für Angeſtelltenverſicherung gilt § 139. 
Fünfter Abſchnitt. f 
Deckung der Leiſtungen. 
J. Aufbringung der Mittel. 
1. Allgemeines. 
§ 150. 
Die Arbeitgeber und Verſicherten bringen die Mittel für die Verſicherung auf. 
Sie entrichten für Zeiten verſicherungspflichtiger Beſchäftigung und für Krankheitszeiten, in 
denen die Verſicherten das Gehalt fortbezogen haben, Beiträge zu güzichen Teilen. 
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§ 151. 


Beitragsmonate ſind nur Kalendermonate, für die Beiträge entrichtet ſind, ſoweit nicht im 
§ 51 Abſ. 3 etwas anderes beſtimmt iſt. 8 152 5 

Als Beitragsmonate für die Erhaltung der Anwartſchaft ($ 50) und als Vormonate für die 
freiwillige Verſicherung (§ 17 Erſatzzeiten) rechnen nach Entrichtung mindeſtens eines Beitrags auch ohne 
weitere Beitragsleiſtung die Kalendermonate, in denen der Verſicherte 

1. durch Krankheit zeitweiſe arbeitsunfähig und nachweislich in ſeiner Berufstätigkeit verhindert 

iſt und kein Entgelt erhält, É 

2. zur beruflichen Fortbildung eine ſtaatlich anerkannte Lehranſtalt beſucht; der Senat beſtimmt 

die ſtaatlich anerkannten Lehranſtalten im Sinne dieſer Vorſchrift. 

Wie Krankheitszeit rechnet Geneſungszeit und bis zu zwei Monaten eine Arbeitsunfähigkeit, 
die durch Schwangerſchaft oder ein regelmäßig verlaufenes Wochenbett veranlaßt iſt. 

Nicht angerechnet wird eine Krankheit, die ſich der Verſicherte vorſätzlich oder bei Begehung 
eines durch Strafurteil feſtgeſtellten Verbrechens oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei Schlägereien 
oder Raufhändeln zugezogen hat. 

Als Beitragszeit in bezug auf das Erlöſchen und das Wiederaufleben der Anwartſchaft 
(88 50, 51) gelten auch die Wochen, für die Beiträge in der Invalidenverſicherung entrichtet find. 
Dabei werden je vier Beitragswochen der Invalidenverſicherung als ein Beitragsmonat der Angeſtellten— 
verſicherung gerechnet. Dies gilt, abgeſehen von § 51 Abſ. 3, nicht für ſolche Beitragswochen der 
Invalidenverſicherung, die mit den in der Angeſtelltenverſicherung zurückgelegten Beitragsmonaten voll 
zuſammenfallen. 

Zeiten, während denen Ruhegeld bezogen wird, ohne daß eine nach der geſetzlichen Arbeiter— 
verſicherung verſicherungspflichtige Beſchäftigung ausgeübt wird, gelten als Beitragszeiten für die 
Erhaltung der Anwartſchaft auf die Leiſtungen der geſetzlichen Arbeiterverſicherung. 

5 2. Höhe der Beiträge. 
i § 153. 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten vom Senat folgende 
Gehaltsklaſſen gebildet: 
Klaſſe 1 bis zu 7200 M (monatlich 600 M) 

A 2 von mehr als 7200 M bis zu 14400 M (monatl. 600 bis 1200 M) 

„ 3 von mehr als 14 400 M bis zu 28 800 M (monatl. 1200 bis 2400 M) 

„ J von mehr als 28 800 M bis zu 50 400 M (monatl. 2400 bis 4200 M) 

S 5 von mehr als 50 400 M bis zu 72 000 M (monatl. 4200 bis 6000 M) 

„ 6 von mehr als 72 000 M bis zu 108 000 M (monatl. 6000 bis 9000 M) 

8 7 von mehr als 108 000 M bis zu 144000 M (monatl. 9000 bis 12 00 M) 

„ 8 von mehr als 144 000 M bis zu 216000 M (monatl. 12 000 bis 18 000 M) 

S 9 von mehr als 216000 M bis zu 324000 M (monatl. 18 000 bis 27 000 M) 

„ 10 von mehr als 324000 M bis zu 432 000 M (monatl. 27 000 bis 36 000 M) 

„ 11 von mehr als 432 000 M bis zu 576000 M (monatl. 36 000 bis 48 000 M) 

„ 12 von mehr als 576000 M bis zu 720 000 M (monatl. 48 000 bis 60 000 M) 

„ 13 von mehr als 720 000 M bis zu 2 160 000 M (monatl. 60 000 bis 180 000 M) 

„ 14 von mehr als 2 160 000 M bis zu 4 320 000 M (monatl. 180 000 bis 360 000 M) 

„ 15 von mehr als 4 320 000 M bis zu 6 480 000 M (monatl. 360 000 bis 540 000 M) 

„ 16 von mehr als 6 480 000 M bis zu 8 640 000 M (monatl. 540 000 bis 720 000 M) 

„ 17 von mehr als 8 640 000 M bis zu 11 880 000 M (monatl. 720 000 bis 990 000 M) 
18 SC Lei 11 880000 M bis zu 15120000 M (monatl. 990 000 bis 
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Klaſſe 19 von mehr als 15120000 M bis zu 19 440 000 M (monatl. 1 260 000 bis 
1 620 000 M) a 
„ 20 von mehr als 19 440 000 M bis zu 23 760 000 M (monatl. 1 620 000 bis 
1 980 000 M) s 
„ 21 von mehr als 23 760 000 M bis zu 29 160 000 M (monatl. 1 980 000 bis 
2 430 000 M) 
„ 22 von mehr als 29 160000 M bis zu 35 640 000 M (monatl. 2 430 000 bis 
2 970 000 M) 
„ 23 von mehr als 35 640 000 M bis zu 43200000 M (monatl. 2 970 000 bis 
3 600 000 M) — 
„ 24 von mehr als 43 200 000 M bis zu 51 840 000 M (monatl. 3 600 000 bis 
4 320 000 M) Z 
„ 25 von mehr als 51840000 M Bis zu 61560000 TN (monatl. 4 320 000 bis 
5 130 000 M) 8 
„ 286 von mehr als 61 560 000 M bis zu 72 360 000 M (monatl. 5 130 000 bis 
6 030 000 M) : 
„ 27 von mehr als 72 360 000 M bis zu 84240000 M (monatl. 6 030 000 bis 
7 020 000 M) N 
„ 28 von mehr als 84240000 M bis zu 97200000 M (monatl. 7 020 000 bis 
8 100 000 M) De 
„ 20 von mehr als 97200000 M bis zu 111240 000 M (monatl. 8 100 000 bis 
9 270 000 M) / e 
„ 30 von mehr als 111240000 M bis zu 126360000 M (monatl. 9270000 bis 
10 530 000 M) S 
„ 31 von mehr als 126 360 000 M bis zu 150 000 000 M (monatl. 10 530 000 M bis 
12 500 000 M) 


„ 32 von mehr als 150 Millionen bis zu 180 Millionen (monatl. 125 Millionen bis 
15 Millionen M) 

33 von mehr als 180 Millionen bis zu 228 Millionen (monatl. 15 Millionen bis 
19 Millionen M) i 

34 von mehr als 228 Millionen bis zu 288 Millionen (monatl. 19 Millionen bis 
24 Millionen M) 

35 von mehr als 288 Millionen bis zu 360 Millionen (nonatl. 24 Millionen bis 
30 Millionen M) 

36 von mehr als 360 Millionen bis zu 432 Millionen (monatl. 30 Millionen bis 
36 Millionen M) 

37 von mehr als 432 Millionen bis zu 720 Millionen (monatl. 36 Millionen bis 


60 Millionen M) 

38 von mehr als 720 Millionen bis zu 1080 Millionen (monatl. 60 Millionen bis 
90 Millionen M) 

39 von mehr als 1080 Millionen bis zu 1440 Millionen (monatl. 90 Millionen bis 
120 Millionen M) 

40 von mehr als 1440 Millionen bis zu 1800 Millionen (monatl. 120 Millionen bis 
150 Millionen M) 

41 von mehr als 1,8 Milliarden bis zu 2,4 Milliarden (monatl. 150 Millionen bis 
200 Millionen 

42 von mehr als 24 Milliarden bis zu 3,6 Milliarden (monatl. 200 Millionen bis 
300 Millionen M) 


H 


Klaſſe 43 von mehr als 3,6 Milliarden bis zu 4,8 Milliarden (manatl. 300 Millionen bis 


bi 
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400 Millionen M) 


44 von mehr als 4,8 Milliarden bis zu 6 Milliarden Dan, 400 Millionen bis 
500 Millionen M) 


45 von mehr als 6 Milliarden bis zu 8,4 Milliarden (monatl. 500 Millionen bis 
700 Millioneu M) 


46 von mehr als 8,4 Milliarden bis zu 12 Milliarden (monatl. 700 Millionen bis 
1 Milliarde M) 


47 von mehr als 12 Milliarden bis zu 18 Milliarden (monatl. 1 Milliarde bis 
1,5 Milliarden M) 


48 von mehr als 18 Milliarden bis zu 24 Milliarden (monatl. 1,5 Milliarden bis 
2 Milliarden M) 


49 von mehr als 24 Milliarden bis zu 30 Milliarden (monatl. 2 Milliarden bis 
2,5 Milliarden M) 


50 von mehr als 30 Milliarden (monatl. 2,5 Milliarden M). 


Der Monatsbeitrag beträgt 


in Gehaltsklaſſe 1 = 60 M in Gehaltsklaſſe 26 — 208 000 M 
dE Kan EE 27 — 244 000 „ 
Ge 8 OR a 28 — 282 000 
„ ZB een 20 — 324 000 

” D 5 420 D " e =. 370 000 P 

n nm 6 cs 600 „ „ n 3 = 430 000 „ 

n „ 7 2 820 H D D 32 — 512 000 „ 

D D 8 = 1150 „ D " 33 = 634 000 D 

n D 9= 160 „ D D 4 = 800 000 „ 

„ „ 10 2340 „ n n 35 = 1006000 „ 

5 D Uz 3100 „ E „ D 7 1 228 000 

E S 12= 390 „ ek m Bu 8 Millionen M 
* * 13 5 000 " d nm D 38 = 2 8 H " 
* „ 14 = 10000 H H „ 39 — 3,9 " D 
D d 15 17 000 " nm nm 40 = 5 " " 
D nm 16 GER 24 000 D nm 7 41 = 6,5 nm " 
D n Y= 32 000 D nm „ 42 = 9,3 n " 
1 " 18 = 42000 " " „ 43 = 13 nm D 
7 15 19 = 54.000 75 D " — 16,8 D nm 
un D 20 = 68000 D nm D 45 22,4 D n 
n D 21 82 000 „ n D 46 = 31,6 D D 
D D 22 = 100 000 " D D 47 se 46,6 nm D 
nm ” 23 = 124 000 D D " = 6,2 „ 17 
" = 24 = 148000 „ 7 2 49 = 83,8 s ni 

25 = 176000 „ 50 = 102,4 


Für Verſicherte der Gehaltsklaſſen 1 bis 30 gilt die 40. Gehaltstlaſſe. 


Der Senat kann im Einvernehmen mit der Landesverſicherungsanſtalt für Angejtellte die Gehalts- f 
klaſſen und die Beiträge anderweit feſtſetzen und anordnen, daß Beiträge unter oder über einer beſtimmten 


Gehaltsklaſſe nicht entrichtet werden dürfen. 


S 154. 


Zur Nachprüfung der Beiträge ſtellt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte in fünfjährigen 
Zeitabſchnitten, erſtmalig für den 31. Dezember 1929, eine verſicherungstechniſche Bilanz auf. Das 
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Landesverſicherungsamt kann nähere Vorſchriſten hierüber erlaſſen. Das Ergebnis der Prüfung iſt dem 
Senat mitzuteilen. a 
i 3. Beitragspverfahren. 
§ 155. 
Das Beitragsverfahren regelt der Senat im Einvernehmen mit der EE 
für EE ſoweit nicht im folgenden etwas anderes beſtimmt ift. 


a) Marken. 
8 156. 
Zur Beitragsleiſtung gibt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte Marken aus. j 
Ungültig gewordene Marken können innerhalb drei Monaten nach Ablauf der Gültigkeitsdauer 
bei den Verkaufsſtellen zu ihrem Nennwert umgetauſcht werden. 


b) Verſicherungskarte. 
§ 157. 


Die Beiträge werden durch Einkleben der Marken in die Verſicherungskarte entrichtet; Aus- 
nahmen kann die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zulaſſen. 


§ 158. 

Der Verſicherte läßt ſich die Verſicherungskarte ausſtellen und legt ſie dem Arbeitgeber zum 
Einkleben der Marken rechtzeitig vor. Die Ortspolizeibehörde kann ihn dazu durch Geldſtrafen anhalten. 
Hat er keine Verſicherungskarte oder verweigert er ihre Vorlage, ſo kann ſie der Arbeitgeber 
beſchaffen und die Koſten, nachdem ſie ihm bekannt geworden ſind, bei der nächſten Gehaltszahlung abziehen. 
§ 159. e 

Der Senat beſtimmt im Einvernehmen mit der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, wer 

die Verſicherungskarten ausſtellt, umtauſcht, erſetzt und aufrechnet e 

8 160. N 

Die Verſicherungskarte ſoll binnen drei Jahren nag dem Ausſtelungstag zum Umtauſch ein⸗ 


gereicht werden. Der Verſicherte, der dies verſäumt, muß im Streitfall See daß die Anwartſchaft 
oe iſt. N 


$ 161. 

Die Verſicherungskarte darf nur die geſetzlich vorgeſchriebenen Angaben eitthakten: und ſonſt feine 
Merkmale tragen; vor allem darf ſich aus ihr nichts über Führung oder Leiſtungen des Inhabers W 
8 162. 

Niemand darf eine Verſicherungskarte gegen bin Willen des Inhabers zurückbehalten. Wer 
dagegen verſtößt, iſt dem Berechtigten ſchadenserſatzpflichtig. Die Ortspolizeibehörde nimmt ihm die 
Karte ab und händigt ſie dem Berechtigten aus. 

Dies gilt nicht, wenn eine zuſtändige Stelle die Karte zum Umtauſch oder zu anderen Amts⸗ 
handlungen zurückbehält. 

c) Beitragsentrichtung durch Arbeitgeber. 
§ 163. ` 

Der Arbeitgeber, der den Verſicherten den Kalendermonat hindurch beſchäftigt, hat für ſich und“ 

ihn den Beitrag zu entrichten. 
$ 164. 

Der Verſicherungspflichtige muß ſich bei der Gehaltszahlung die Hälfte des Beitrags, und wer 
ſich über die geſetzliche Gehaltsklaſſe hinaus verſichert ($ 165 Abſ. 2), ohne die höhere Gehaltsklaſſe mit 
dem Arbeitgeber vereinbart zu haben, auch den Mehrbetrag vom Gehalt abziehen laſſen. Der Arbeit- 
geber darf nur auf dieſem Weg den Beitragsteil des Verſicherten wieder einziehen. Die Abzüge ſind 
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auf die Gehaltszeiten gleichmäßig zu verteilen. Teilbeträge find auf volle Mark für den Arbeitgeber 
aufzurunden, für den Angeſtellten abzurunden. 

Unterbliebene Abzüge dürfen bei der nächſten Gehaltszahlung nachgeholt werden, weiter zurück 
nur, wenn der Arbeitgeber die Beiträge ſchuldlos nachentrichtet. 

Arbeitgeber, gegen die eine Anordnung des Verſicherungsamts nach $ 398 der Reichsverſicherungs- 
ordnung ergangen iſt, dürfen Gehaltsabzüge nur für die Zeit machen, für die ſie die Beiträge nachweislich 
bereits entrichtet haben. N 

Abſchlagszahlungen gelten nicht als Gehaltszahlungen im Sinne dieſer Vorſchriften. 

d) Beitragsentrichtung durch Verſicherte. 
8 165. 

Verſicherungspflichtige, die nur einen Teil des Kalendermonats bei einem Arbeitgeber oder die 
bei mehreren Arbeitgebern im Kalendermonat beſchäftigt ſind (Teilbeſchäftigte) haben ſelbſt die Pflichten 
der Arbeitgeber zu erfüllen. Sie können bei der Gehaltszahlung von jedem Arbeitgeber einen verhältnis 
mäßigen Anteil der Arbeitgeberhälfte des Beitrags verlangen. Satz! gilt auch für Verſicherungspflichtige 


im Sinne des $ 3 und 5, der Satz 2 ſinngemäß auch für Verſicherungspflichtige im Sinne des $ 3. 


Auch ſonſt kann der verſicheruugspflichtige Angeſtellte die vollen Beiträge ſelbſt entrichten. Die 
Wahl einer höheren als der geſetzlichen Gehaltsklaſſe ſteht ihm frei; der Arbeitgeber hat ihm die Hälfte 
der geſetzlichen Beiträge zu erſtatten, die Hälfte höherer Beiträge nur, wenn die Verſicherung in einer 
höheren Gehaltsklaſſe vereinbart iſt. 

Der Erſtattungsanſpruch beſteht, wenn die Marke vorſchriftsmäßig entwertet iſt, bis zur zweit. 


ſolgenden Gehaltszahlung, ſpäter nur, wenn der Verſicherte ſchuldlos Beiträge nachentrichtet. 


§ 166. 

Eine freiwillige Verſicherung iſt nicht unter derjenigen Gehaltsklaſſe zuläſſig, die dem Durchſchnitt 
der letzten ſechs Pflichtbeiträge entſpricht oder am nächſten kommt. Jedoch iſt ſie in einer niedrigeren 
Gehaltsklaſſe dann zuläſſig, wenn der Verſicherte nachweiſt, daß dieſe Gehaltsklaſſe ſeinem Einkommen 
entſpricht. 

§ 167. 


Wer ſich während einer nur mit Sachbezügen bezahlten oder nur vorübergehenden Beſchäftigung 
(88 8, 9) freiwillig verſichert, hat Anſpruch auf den Beitragsteil des Arbeitgebers. Dieſer braucht nicht. 
mehr zu erſtatten, als er für eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung erſtatten müßte. 


e) Unwirkſame Beiträge. 
§ 168. 
Unwirkſam ſind Pflichtbeiträge, die nach zwei Jahren, falls aber die Beitragsleiſtung ohne 
Verſchulden des Verſicherten unterblieben iſt, nach vier Jahren ſeit der Fälligkeit entrichtet werden. 
Den Verſicherten trifft kein Verſchulden, wenn der Arbeitgeber die Verſicherungskarte aufbewahrt 


und fie nicht zur richtigen Zeit ordnungsmäßig umgetauſcht hat. 


a $ 169. 

Freiwillige Beiträge und Beiträge über die geſetzliche Gehaltsklaſſe hinaus dürfen für mehr als 

ein Jahr zurück nicht entrichtet werden, ebenſowenig nach Eintritt der Berufsunfähigkeit. 
8 170. i 

Der Entrichtung der Beiträge im Sinne der §8 168, 169 ſteht gleich 

1. die von einer zuſtändigen Stelle an den Arbeitgeber gerichtete Mahnung, 

2. die Bereiterklärung des Arbeitgebers oder des Verſicherten zur Nachentrichtung gegenüber 

a einer ſolchen Stelle, 

wenn die Beiträge in einer angemeſſenen Friſt nachentrichtet werden. 
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Zeiträume, in denen ein Beitragsſtreit (SS 174, 175) oder ein Rentenderfahten ſchwebt, werden 
in die Friſten der 88 168, 169 nicht eingerechnet. 
Dieſe Tatſachen unterbrechen auch die Verjährung rücſtändiger Beiträge. 


$ 171. 

Sind die Marken einer richtig ausgeſtellten und rechtzeitig zum Umtauſch eingereichten Ver— 
ſicherungskarte ordnungsmäßig verwendet, ſo wird vermutet, daß während der belegten Beitragszeit ein 
Verſicherungsverhältnis beſtanden hat. Dies gilt nicht, wenn die Marken über einen Monat nach Fälligkeit 
der Beiträge oder für das Kalenderjahr in größerer Zahl eingeklebt ſind, als es Beitragsmonate hat. 
Hat die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte die Verſicherungspflicht oder die Verſicherungs— 
berechtigung anerkannt, ſo kann der Rentenanſpruch nicht mit der Begründung abgelehnt werden, daß 
die Marken zu Unrecht verwendet find. Der Verſicherte kann von dem Träger der Angeſtellten⸗ 
verſicherung gegen Erſatz der Koſten die Feſtſtellung der Gültigkeit der verwendeten Marken verlangen. 


f) Irrtümlich geleiſtete Beiträge. 
§ 172. 

Beiträge, die in der irrtümlichen Annahme der Verſicherungspflicht entrichtet ſind und nicht 
zurückgefordert werden, gelten als Beiträge der Weiterverſicherung oder Selbſtverſicherung, wenn das 
Recht dazu in der Zeit der Entrichtung beſtanden hat. 

Der Verſicherte kann die Beiträge binnen zehn Jahren nach der Entrichtung zurückfordern“ 
wenn ihm nicht ſchon Ruhegeld oder ſonſtige Rente rechtskräftig bewilligt iſt und die Marken nicht in 
betrügeriſcher Abſicht verwendet ſind. 

Der Anſpruch auf Rückerſtattung von Beiträgen, die nicht in der irrtümlichen Annahme der 


Verſicherungspflicht entrichtet find, verjährt in ſechs Monaten nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem 
fie entrichtet worden find, vorbehaltlich der 88 176, 178. 


g) Beitragsſtreit. 
SEE 
Entiteht zwiſchen den Verſicherungsträgern der Angeitelltenverficherung und der Invaliden“ 
verſicherung außerhalb eines Leiſtungsfeſtſtellungsverfahrens Streit darüber, ob der Verſicherungspflichtige 
der Angeftellteu- oder Invalidenverſicherung zu unterſtellen iſt, jo iſt die ſchriftlich einzuholende gemein- 
ſame Erklärung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers maßgeblich. Wird eine Erklärung auf Anfordern 


der beiden Verſicherungsträger binnen einer zu bejtimmenden Friſt nicht abgegeben, oder können Arbeit⸗ 


geber und Arbeitnehmer über die Unterſtellung ſich nicht einigen, ſo wird im „ 
entſchieden. 


§ 174. 

Bei Streit über die Beitragsleiſtung entſcheidet, wenn er nicht bei der Feſtſetzung der Leiſtungen 
hervortritt, das Verſicherungsamt und auf Beſchwerde endgültig das Oberverſicherungsamt. 

Handelt es ſich in einem Verfahren der Angeſtellten- oder Invalidenverſicherung um die Zus 
gehörigkeit zu der einen oder der anderen, ſo iſt auch über die Zugehörigkeit zu der anderen Verſicherung 
zu entſcheiden. Die Entſcheidung iſt für beide Verſicherungszweige bindend. Den beteiligten Ver⸗ 
ſicherungsträgern iſt Gelegenheit zur Außerung zu geben; ſie können Rechtsmittel einlegen. 

8 175. 

Allen anderen Streit zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über Berechnung und Anrechnung, 

Erſtattung und Erſatz von Beiträgen entſcheidet das Verſicherungsamt endgültig. 
§ 176. 

Iſt der Streit endgültig entſchieden, ſo ſorgt das Verſicherungsamt dafür, daß zu wenig 

erhobene Beiträge nachträglich durch Marken gedeckt werden. Zu viel erhobene, die noch zurückgefordert 
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werden können ($ 172), zieht es von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte auf Antrag wieder 


ein und zahlt ſie den Beteiligten zurück. Die Marken werden vernichtet und die Aufrechnung berichtigt. 
Das Landesverſicherungsamt kann Abweichendes beſtimmen. 


8 177. 
Statt die Marken zu vernichten, kann das Verſicherungsamt die alte Verſicherungskarte einziehen 
und das Gültige auf eine neue übertragen laſſen. 
Das Landesverſicherungsamt kann Abweichendes beſtimmen. 


8 178, 


Wenn die Pflicht oder das Recht zur Verſicherung endgültig verneint iſt, erhalten die Beteiligten 
die noch nicht verfallenen Beiträge auf Antrag zurück. $ 172 Abſ. 1 wird hierdurch nicht berührt. 


h) Überwachung. 
§ 179. 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte überwacht die rechtzeitige und vollſtändige 
Entrichtung der Beiträge. ih 


Die Arbeitgeber haben der Landesverſicherungsanſtalt für Angejtellte und dem Verſicherungsamt 
ſowie den Beauftragten beider über alle die Verſicherung betreffenden Tatſachen Auskunft zu geben, 
insbeſondere über Zahl und Perſonalien der Beſchäftigten, über Ort, Art und Dauer der Beſchäftigung 
und den Arbeitsverdienſt. Geſchäftsbücher und Liſten, aus denen die für die Überwachung erforderlichen 
Tatſachen hervorgehen, haben ſie den Uberwachungsbeamten der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
auf Anfordern möglichſt während der Geſchäftszeit an Ort und Stelle vorzulegen. 

Auch die Verſicherten haben über alle die Verſicherung betreffenden Tatſachen Auskunft zu 
geben, insbeſondere über ihre Perſonalien, Ort, Art und Dauer ihrer Beſchäftigung ſowie den 
Arbeitsverdienſt. 

S Arbeitgeber und Verſicherte find verpflichtet, dieſen Behörden und Beauftragten auf Erfordern 

die Verſicherungskarten zur Prüfung und Berichtigung vorzulegen und gegen Empfangsſchein aus⸗ 
zuhändigen. : 3 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann die Arbeitgeber und die Verſicherten durch 
Geldſtrafen zur Erfüllung dieſer Pflichten anhalten. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 


§ 181. - 


Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann mit Genehmigung des Landesverſicherung 
amts Überwachungsvorſchriften erlaſſen. Das Landesverſicherungsamt kann den Erlaß ſolcher Vorſchriften 
anordnen oder ſie ſelbſt erlaſſen. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann Arbeitgeber und 
Verſicherte zur Befolgung ſolcher Vorſchriften durch Geldſtrafen anhalten. Auf Beſchwerde entſcheidet das 
Oberverſicherungsamt. 

§ 182. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann mit den Trägern der geſetzlichen Arbeiter- 
verſicherung die gemeinſame Überwachung der Beiträge vereinbaren. Sie kann die Überwachungs— 
vorſchriften des andern Verſicherungsträgers für die Angeſtelltenverſicherung gültig erklären. 8 181 
Satz 3, 4 gelten entſprechend. 

8 183. 

Entſtehen durch die Überwachung bare Auslagen, ſo können ſie dem Arbeitgeber auferlegt werden, 
wenn er ſie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
Die Koſten werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


i) Beitragsrückſtände. 
§ 184. 
Rückſtände werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. . 
Dem Beitreibungsverfahren hat ein Mahnverfahren voranzugehen. Hierfür darf eine Mahngebühr 
erhoben werden. Sie wird wie Rückſtände beigetrieben. Die Feſtſetzung ihres Betrags bedarf der 


Zuſtimmung des Landesverſicherungsamts. o 
| x $ 185. 


Rückſtände haben das Vorzugsrecht des $ 61 Nr. 1 der Konkursordnung. 


§ 186. 
Rückſtände können nur in den am Zahltage gültigen Beitragsklaſſen nachentrichtet werden. 
§ 187. 
Der Anſpruch auf Rückſtände verjährt, ſoweit ſie nicht abſichtlich hinterzogen worden ſind, in 
zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs der Fälligkeit. 
k) Beſondere Vorſchriften. Sr 
§ 188. 
Der Senat kann für die Beſatzung ausländiſcher Sinnenföfe die Vorſchriſten dieſes Abschnitt 
durch andere Beſtimmungen erſetzen. 
II. Vermögen. 
§ 189. 

Die Mittel des Trägers der Angeſtelltenverſicherung dürfen nur für die geſetzlich vorgeſchriebenen 

oder zugelaſſenen Zwecke verwendet werden. 

Die Ein nahmen und Ausgaben ſind geſondert zu verrechnen, die Beſtände geſondert zu verwahren. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte darf nur die ihr geſetzlich übertragenen Geſchäfte 

übernehmen. 
§ 190. 
Das Vermögen des Trägers der Angeſtelltenverſicherung muß verzinslich und W 
angelegt werden. 
Die Anlegung kann erfolgen: 

1. in verbrieften Forderungen gegen die Freie Stadt Danzig, 

2. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung von der Freien Stadt Danzig gewährleiſtet iſt, 

3. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem inländiſchen Grundſtück beſteht, oder 
in ſicheren Grundſchulden oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundſtücken, 

4. in Wertpapieren, die geſetzlich zur Anlegung von Mündelgeld zugelaſſen ſind, 

5. in verbrieften Forderungen unter Verpfändung ſolcher Wertpapiere oder Hypotheken, in denen 

iteeine Anlegung nach Nr. 1 bis 4 zuläſſig iſt. Bei Zweifel entſcheidet über die Zuläſſigkeit 
der Senat, 

6. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie zur Anlegung von Mündelgeld für 
geeignet erklärt iſt, 

7. bei einer vom Senat für geeignet erklärten inländiſchen Bank, ſoweit die Anlegung nicht 
bereits nach Nr. 1 zuläſſig iſt, 

8. in verbrieften Forderungen gegen Gemeinden und Gemeindeverbände, Schul- und Kirchen— 
gemeinden, ſofern dieſe Forderungen entweder von ſeiten des Gläubigers kündbar ſind oder 
einer regelmäßigen Tilgung unterliegen, 

9. in verbrieften kurzfriſtigen Forderungen, für die eine ausreichende Sicherheit beſteht. 

Außerdem kann das Vermögen angelegt werden 
10. in inländiſchen Grundſtücken, V 
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11. in Darlehen für gemeinnützige Zwecke oder in Beteiligung an Unternehmen für ſolche Zwecke. 
Als gemeinnützige Unternehmen ſind auch Genoſſenſchaften und ihre Zentralen anzuſehen, 
deren Tätigkeit ſatzungsmäßig ausſchließlich oder vorwiegend den Beahderken der Angeſtellten⸗ 
und Invalidenverſicherung zugute kommt. 
Der Senat kann widerruflich N daß zeitweilig verfügbare Beſtände in anderer Weiſe 
angelegt werden. 


§ 191. 

Die Sicherheit einer Hypothek, einer Grundſchuld oder Rentenſchuld darf angenommen werden, 
wenn die Beleihung die erſten zwei Drittel des Wertes des Grundſtücks nicht überſteigt. 

Die Beleihung iſt in der Regel nur zur erſten Stelle zuläſſig. 

$ 192. 
a Beleihungen von Bauplätzen und ſolchen Neubauten, die noch nicht vollendet und ertragsfähig 
ſind, ſowie von Grundſtücken, die einen dauernden Ertrag nicht gewähren, insbeſondere von Gruben, 
Brüchen und Bergwerken, ſind unzuläſſig. Der Senat kann für beſondere Fälle Ausnahmen zulaſſen. 
1 8 193. 

Der bei der Beleihung angenommene Wert des Grundſtücks darf den durch ſorgfältige 
Ermittelung feſtgeſtellten gemeinen Wert nicht überſteigen. Bei der Feſtſtellung dieſes Werts ſind nur 
die dauernden Eigenſchaften des Grundſtücks und der Ertrag zu berückſichtigen, den das Grundſtück bei 
ordnungsmäßiger Wirtſchaft jedem Beſitzer nachhaltig gewähren kann. 

§ 19. 

Der Senat kann allgemeine Anordnungen für die Vermögensanlegungen der im § 190 Nr. 9 

bis 11 genannten Art treffen, insbeſondere Höchſtbekräge für die Geſamtanlagen feſtſetzen. 
§ 195. ? 

Die Errichtung von Gebäuden bedarf der Genehmigung des Senats. Er kann beſtimmen, bis 

zu welchen Beträgen es einer Genehmigung nicht bedarf. 
§ 196. 

Der Senat beſtimmt den Betrag, bis zu welchem das Vermögen in den im § 190 Nr. 1 
genannten Forderungen anzulegen iſt; dieſer Betrag darf jedoch fünfundzwanzig vom Hundert des 
Vermögens nicht überſteigen. 5 

Sechster Abſchnitt. 
Geſchäftsgang und Verfahren. 
J. Gemeinſame Vorſchriften. 

§ 197. e 
Soweit nicht dieſes Geſetz den Geſchäftsgang und das Verfahren regelt, geſchieht es durch 
Verordnung des Senats, die nach Anhören der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte erlaſſen wird. 
II. Feſtſtellungs verfahren. 
1. Verfahren bis zur Beſcheidserteilung. 
§ 198. 

Anträge auf Leiſtungen find an das Verſicherungsamt zu richten. Die Beweisſtücke ſollen beiliegen. 

Der Antrag kann rechtswirkſam bei einem Organ der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
oder bei einer anderen Danziger Behörde geſtellt werden. Sie haben das Schriftſtück unverzüglich an 
das Verſicherungsamt abzugeben. 

Minderjährige, die das ſechszehnte Lebensjahr vollendet haben, können ſelbſtändig den Antrag 
für ſich ſtellen und verfolgen. = 


2 8 x 
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§ 199. 

Der Vorſitzende des Verſicherungsamts bereitet die Sache vor und ermittelt nach freiem 
Ermeſſen, was zur Klarſtellung des Sachverhalts erforderlich iſt. Er kann Beweiſe erheben, insbeſondere 
nach eigenem Ermeſſen Augenſchein einnehmen, Zeugen und Sachverſtändige, namentlich Berufsgenoſſen 
des Antragſtellers, auch eidlich vernehmen, Gutachten von Arzten und amtliche Auskünfte jeder Art 
einholen, auch andere Verſicherungsträger beiladen. 

Unterliegt die Beweisaufnahme vor dem Verſicherungsamt erheblichen Schwierigkeiten, insbeſondere 
wegen großer Entfernung des Aufenthalts der zu vernehmenden Perſonen von dem Sitz des 
Verſicherungsamts, ſo kann eine andere Behörde, bei eidlichen Vernehmungen nur ein Amtsgericht, 
erſucht werden. Das gleiche gilt bei Gefahr im Verzug. 

Bei der Einnahme des Augenſcheins und der Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen 
iſt der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte und dem Antragſteller SE zur Teilnahme zu geben. 


8 200. 

Verweigert der Unternehmer dem Vorſitzenden des Verſicherungsamts die Einnahme des 
Augenſcheins, ſo hält ihn die Ortspolizeibehörde auf Erſuchen des Vorſitzenden dazu an. : 
Soll im Dienſtraum einer Behörde Augenſchein eingenommen werden, jo iſt die Genehmigung der 


zuſtändigen Dienſtſtelle einzuholen. 


§ 201. ; 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Pflicht, als Zeuge oder Sachverſtändiger zu 
erſcheinen, ſich vernehmen und vereidigen zu laſſen, gelten entſprechend. 

Zeugen und Sachverſtändige werden nur vereidigt, wenn dies notwendig iſt, um eine wahre 
Ausſage herbeizuführen. Die Ausſage darf nicht deshalb verweigert werden, weil dieſes Geſetz eine 
Schweigepflicht begründet. Ob die Ausſage oder die Eidesleiſtung verweigert werden darf, entſcheidet 
der Vorſitzende des Verſicherungsamts. Gegen die Entſcheidung iſt binnen einer Woche Beſchwerde an 
das Oberverſicherungsamt zuläſſig. E 

8 2 CP 


Gegen Zeugen oder Sachverſtändige, die 
ſich nicht einfinden, 
ihre Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines Grundes, oder, nachdem der vor⸗ 
geſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt iſt, e 
kann eine Geldſtrafe verhängt werden. 
Die Strafe verhängt der Vorſitzende des Verſicherungsamts. 
Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
8 203. 
Zeugen und Sachverſtändige erhalten Gebühren wie bei Vernehmungen vor dem ordentlichen 
Gericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Auf Beſchwerde gegen die Feſtſetzung der Gebühren entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
8 204. 

Die Vorſchriften des § 201 Abſ. 2 und des § 202 gelten auch für das Verfahren vor dem 
erſuchten Amtgericht. Im übrigen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 
§ 205. 

Dem Antragsſteller iſt der Inhalt und auf Verlangen eine Abſchrift der Wee 
der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſind die geſamten Vorgänge mitzuteilen. 

Der Vorſitzende entſcheidet, wie weit dem Antragſteller ärztliche Zeugniſſe und Gutachten mit- 
zuteilen ſind. 
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Die Erhebungen ſollen ſich auf alle Fragen erſtrecken, die für die Entſchließung des Trägers 
der Angeſtelltenverſicherung von Bedeutung ſind, insbeſondere auf die Verſicherungspflicht oder die 
Verſicherungsberechtigung, die Berufsunfähigfeit und den Tag ihres Eintritts, das Alter der Waiſen, 
die Bedürftigkeit und die Erwerbsunfähigkeit, wenn es ſich um Witwerrente handelt. 

Auf Antrag des Berechtigten iſt das Gutachten eines von ihm benannten Arztes einzuholen, 
wenn das Gutachten nach Anſicht des Verfiherungsamts für die Entſcheidung von Bedeutung ſein kann. 
Die Koſten hat der Berechtigte vorher zu zahlen. 

Lehnt der vom Verſicherungsamt um ſein Gutachten erſuchte Arzt die Erſtattung des Gutachtens 
ab, ſo entſcheidet das Verſicherungsamt, ob und von welchem andern Arzt ein Gutachten einzuholen iſt. 


§ 206. 


Auf Verlangen des Berechtigten iſt in allen Fällen, wenn er die Koſten im voraus entrichtet, 
ein von ihm bezeichneter Arzt als Gutachter zu vernehmen. Laſſen ſich dieſe Koſten im voraus nicht 
beſtimmen, ſo kann das Verſicherungsamt einen Pauſchbetrag als Sicherheitsleiſtung für dieſe Koſten fordern. 

Dringt der Berechtigte mit ſeinem Antrag durch, ſo ſind ihm die Koſten zu erſtatten, ſoweit es 
angemeſſen iſt. Bei Streit über die Erſtattung entſcheidet auf Beſchwerde das Oberverſicherungsamt. 


§ 207. 

Das Verſicherungsamt entſcheidet, wie weit dem neuefl Gutachter (88 205, 206) die vorhandenen 
ärztlichen Gutachten mitzuteilen ſind; Einſicht in die übrigen Vorverhandlungen muß ihm auf Verlangen 
gewährt werden. 

8 208. 

Nach Abſchluß der Erhebungen durch den Vorſitzenden wird die Sache vor dem Verſicherungsamt 
unter Zuziehung von je einem Vertreter der Verſicherten der Angeſtelltenverſicherung und ihrer Arbeitgeber 
in mündlicher Verhandlung erörtert, ſoweit § 227 nichts anderes vorſchreibt. 


§ 209. 

Für die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung gelten die Vorſchriften der 88 199 bis 207. 
Insbeſondere kann der Vorſitzende vor der mündlichen Verhandlung die Unterſuchung des Antragſtellers 
durch einen Arzt ſowie das perſönliche Erſcheinen des Antragſtellers in der mündlichen Verhandlung 
anordnen. Er kann zur Verhandlung Zeugen und Sachverſtändige laden. 


$ 210. 
Der Vorſitzende beſtimmt die Verhandlungszeit und teilt fie den Parteien mit. 


§ 211. 
Der Vorſitzende des Ausſchuſſes beſtimmt die Reihenfolge, in der die Verſicherungsvertreter zu den 
Velhandlungen zuzuziehen ſind. Das Oberverſicherungsamt kann hierüber allgemeine Beſtimmungen treffen. 


8 212. 
Von der Mitwirkung bei der mündlichen Verhandlung iſt ausgeſchloſſen 
L wer in der Sache ſelbſt Partei iſt, 
2. wer einer Partei erſatzpflichtig iſt, 
3. wer mit einer Partei verheiratet iſt oder geweſen iſt, 
4. wer mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verſchwägert oder in der Seitenlinie 
im zweiten oder dritten Grade verwandt oder im zweiten Grade verſchwägert iſt, 
5. wer in der Sache als Bevollmächtigter oder Beiſtand einer Partei zugezogen oder als ihr 
geſetzlicher Vertreter aufzutreten berechtigt iſt oder geweſen iſt, 
6. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverſtändiger vernommen iſt. 


eingelaffen oder Anträge geſtellt hat. 
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8 218, 

Die Mitglieder können ſowohl aus Gründen, die ihren Ausſchluß rechtfertigen, als wegen 
Befangenheit abgelehnt werden. Die Ablehnung wegen Befangenheit ift begründet, wenn Tatſachen 
vorliegen, die Mißtrauen gegen ihre Unparteilichkeit rechtfertigen können. 

Kein Mitglied kann als befangen abgelehnt werden, wenn die Partei den Ablehnungsgrund 
ſchon vorher kennt, aber erſt geltend macht, nachdem ſie ſich bei dem Verſicherungsamt in eine Verhandlung 


8 214. 

Der Ablehnungsgrund muß glaubhaft gemacht werden. 

Lehnt die Partei ein Mitglied als befangen ab, nachdem ſie ſich in eine Verhandlung eingelaſſen 
oder Anträge geſtellt hat, ſo muß ſie glaubhaft machen, daß der Ablehnungsgrund erſt ſpäter entſtanden 
oder ihr bekannt geworden iſt. 

8 215. 

Wird der Vorſitzende oder der ſtellvertretende Vorſitzende abgelehnt, ſo entſcheidet das Ober⸗ 
verſicherungsamt. 

Wird ein Verficherungsvertreter abgelehnt, jo entſcheidet der Vorfigende. Erklärt er den Antrag 
für begründet, dann iſt die Entſcheidung endgültig. Lehnt er den Antrag ab, ſo kann die Entſcheidung 
nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache angefochten werden. Die Entſcheidung des Oberverſicherungsamtz 
über die Ablehnung iſt endgültig. 

Einer Entſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte das Ablehnungsgeſuch für begründet hält. 


$ 216. d 
Der $ 215 gilt auch, wenn ein Mitglied des Verſicherungsamts ſelbſt eine Tatſache anzeigt, 
die ſeine Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel darüber BERN ob es aus einem 
geſetzlichen Grunde ausgeſchloſſen iſt. 5 
$ 217. 
Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich. 
8 218. 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte iſt berechtigt, einen Vertreter zu der mündlichen 
Verhandlung zu entſenden. 
Der Antragſteller kann ſelbſt erſcheinen oder Dé vertreten laſſen. 
Der Vertreter der Landesverficherungsanſtalt für Angeſtellte ſowie der Antragſteller oder ſein 


Vertreter find zu hören. 
9 219. 


Das Verſicherungsamt kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurückweiſen, die das Verhandeln 
vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben. 

Dies gilt nicht für Rechtsanwälte und ſolch Perſonen, denen das Verhandeln vor Gericht 
geſtattet iſt ($ 157 der Zivilprozeßordnung), auch nicht für ſolche Perſonen, die zur geſchäftsmäßigen 
Rechtsvertretung vor den Verſicherungsämtern und Oberverſicherungsämtern zugelaſſen ſind, ſowie für 
Vertreter wirtſchaftlicher Vereinigungen der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer. 

Über die Zulaſſung entſcheidet das Oberverſicherungsamt, auf Veſchmerde das Landes- 
verſicherungsamt. 

Die Zulaſſung darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ſie darf nicht 
verſagt werden aus Gründen, die ſich auf die religiöſe oder politiſche Betätigung des Antragſtellers ſtuͤtzen. 
8 220. 

Die Vorſchriten des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Aufrechterhaltung der San in der 
Sitzung (88 176 bis 182, 184) gelten entſprechend. 
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: S 221. 
. Über deſcwerden gegen Ordnungsſtrafen entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
§ 222. 


„Hält bas Verſicherungsamt die Sache für nicht genügend aufgeklärt, fo beſchließt es den erforder⸗ 


lichen Beweis. Die Ausführung des Beſchluſſes kann es dem Vorſitzenden übertragen. 
; Für die Beweisaufnahme gelten die 88 199 bis 207 entſprechend. 
8 223. 
Das Verſicherungsamt entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 
„Bildet ſich bei der Abſtimmung über die Höhe von Beträgen keine Mehrheit, jo werden die für 


er E we Betrag abgebenen Stimmen den für den zunächſt geringeren abgegebenen ſo lange hinzu 


gerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 9 224 

ft der Antragſteller auf Anordnung des Vorſitzenden in der mündlichen Verhandlung erſchienen, 
ſo werden ihm auf Verlangen bare Auslagen und Zeitverluſt vergütet; ſie können vergütet werden, 
wenn er ohne Anordnung erſcheint und der Ausſchuß das Erſcheinen für erforderlich hält. 

Auf Beſchwerde gegen die Verfügung, welche die Vergütung feſtſetzt oder ablehnt, entſcheidet 
das Oberverfiherumgsamt: 

War der Antragſteller ohne Anordnung erſchienen, ſo gilt die Vergütung els abgelehnt, wenn 
der Ausſchuß nicht ausdrücklich feſtſtellt, daß das Erſcheinen erforderlich war. In dieſem Fall findet 
en nicht ſtatt. 

§ 225. 


Aber die. mündliche Verhandlung wird eine Niederſchrift aufgenommen. 


8 226. dë 

Das Verſicherungsamt erſtattet ein Gutachten; das Gutachten hat ſich über alles auszuſprechen, 

was nach Anſicht des Verſicherungsamts für die Entſchließung des Verſicherungsträgers von Bedeutung iſt. 

Kann wegen Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens (323 Abſ. 2) oder wegen Widerſetzlichkeit 

(8.40) der Auſpruch ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen werden, jo hat ſich das Gutachten auch 
darüber auszusprechen, wie weit von dieſer Befugnis Gebrauch zu machen iſt. 


Beruht das Gutachten nicht auf der Übereinſtimmung des Vorſitzenden des Ausſchuſſes und der 


Verſicherungsvertreter, ſo E die abweichenden Meinungen mit Angabe der Gründe zu vermerken. 
8 227. 
Eine. mündliche Verhandlung findet nicht ſtatt, wenn es ſich de? um aere 
Witwen⸗ und Waifenrente,- 
Abfindung oder Erſtattung, 
f Fälle, in denen der Verſicherungsträger und der Berechtigte einig ſind. 
Die Verordnung über Geſchäftsgang und Verfahren 6 197) kann weitere Fälle beſtimmen, in 
beben eine mündliche Verhandlung nicht ſtattfindet. 
ok eine SEN Verhandlung nicht ſtatt, jo erſtattet der Te des Ausſchuſ fies. das 
Gutachten. 7282 9 228. 


Der Vorſitzende des 8 überſendet die Verhandlungen und das 1 dem 


Berfiherungsträget, . | CS , x 8 29. 


Die 88 199 bis 228 gelten entſprechend, wenn Ruhegeld oder eine Rente entzogen oder ein⸗ 
geſtellt werden joll.. . 

Eine mündliche Verhandlung‘ findet nicht ftatt, wenn es ſich um das Ruhen des held e 
einer Rente handelt. 
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8 230. 
Das Verſicherungsamt benachrichtigt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, wenn es 
erfährt, daß 
ein Verſicherter durch ein Heilverfahren vor der Berufsunfähigkeit bewahrt werden kann, 
der Empfänger eines Ruhegeldes durch ein Heilverfahren wieder berufsfähig werden kann, 
das Ruhegeld oder eine Rente zu entziehen iſt, 
das . oder eine Rente zu ruhen hat. 
2. Beſcheidserteilung. 
§ 231. 
Das Direktorium der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſtellt die Leiſtungen der An. 
geſtelltenverſicherung feſt. 9 232 


Wird der angemeldete Anſpruch anerkannt oder abgelehnt, jo iſt ein ſchriftlicher Beſcheid zu 


erteilen. Er iſt zu begründen und zu unterſchreiben. Die Unterſchrift des Vorſitzenden des Direktoriums 
oder eines Direktoriumsmitglieds genügt. Das Direktorium kann zur Unterzeichnung auch andere Beamte 
bei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte beſtellen. 

Wird der Anſpruch abgelehnt, ſo erhält der Berechtigte auf Antrag koſtenlos eine Abſchrift des 
Gutachtens des Verſicherungsamts. Ferner erhält er auf Antrag Abſchriften der Niederſchriften über 
Zeugen- und Sachverſtändigenvernehmungen ſowie der ärztlichen Gutachten; die Koſten hat er vorher 


zu zahlen. Sämtliche Abſchriften ſind nur zur erteilen, ſoweit dies mit Rückſicht auf den Berechtigten 


zuläſſig erſcheint. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
Wird ein Ruhegeld oder eine Rente gewährt, ſo iſt in dem Beſcheid ihre Höhe, ihr Beginn und 
die Art ihrer Berechnung anzugeben. 


Der Beſcheid muß den Vermerk enthalten, daß er rechtskräftig wird, wenn der Berechtigte nicht 


rechtzeitig ($ 287) Berufung bei dem Oberverficherungsamt einlegt. 
8 233. 
Will der Verſicherungsträger dem für die Gewährung eines Ruhegelds oder einer Rente ab⸗ 
gegebenen Gutachten des Vorſitzenden des Verſicherungsamts nicht entſprechen, ſo iſt die Sache zur 


Erörterung und Begutachtung an das Verſicherungsamt zurückzugeben, wenn es ſich um die 3 


pflicht, die Verſicherungsberechtigung oder die Berufsunfähigkeit handelt. 


§ 234. 
Die §s 231 bis 233 gelten entſprechend, wenn ein Ruhegeld oder eine Rente N oder 
eingeſtellt werden ſoll. o 235. 3 


Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann auf Antrag des Verſicherungsamts einem 


Beteiligten in dem Beſcheid ſolche GEN zur Laſt legen, die er durch Mutwillen, Verſchleppung oder 


Irreführung veranlaßt hat. 
Dieſe Koſten fließen in die goe des Verſicherungsträgers. 


9 236. 


It ein Antrag auf Ruhegeld endgültig abgelehnt worden, weil dauernde Berufsunfähigkeit 
nicht nachweisbar war, oder iſt Ruhegeld rechtskräftig entzogen, weil Berufsunfähigkeit nicht mehr vorlag, 


ſo kann der Antrag erſt ein Jahr, nachdem die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt, vorher nur dann 
wiederholt werden, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß inzwiſchen Umſtände eingetreten find, die den 
Nachweis der Berufsunfähigkeit liefern. 


Wird die Beſcheinigung nicht beigebracht, ſo weiſt das Verſicherungsamt den bel, wieder 


holten Antrag zurüd. 
Der Beſcheid iſt nicht anfechtbar. 
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8. verfahren vor dem Oberverſicherungsamt. 
§ 237. 
Gegen Beſcheide der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte iſt das Rechtsmittel der Berufung 
an das Oberverſicherungsamt (Spruchkammer) zuläffig. 
8 288. ES, 
Die Berufung bewirkt Aufſchub, wenn 
1. ſie vom Verſicherungsträger eingelegt wird, ſoweit es ſich um Beträge handelt, die für die 
Zeit vor Erlaß des angefochtenen Beſcheids nachgezahlt werden ſollen, 
2. es ſich um Erſatz- und Erſtattungsanſprüche handelt. 
§ 239. 
Für das Verfahren über die Berufung gelten die Vorſchriſten über das Verfahren. vor dem 
Verſicherungsamt entſprechend, ſoweit nicht die 88 240 ff. etwas anderes vorſchreiben. 


8 240. 
Über die Berufung entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 


S 241. 

Wenn der Verſicherte oder ſeine Hinterbliebenen beantragen, daß ein beſtimmter Arzt gutachtlich 
gehört werde, kann das Oberverſicherungsamt, falls es dieſem Antrag ſtattgeben will, die Anhörung 
von der Bedingung abhängig machen, daß der Antragſteller die Koſten vorſchießt und, falls das Ober⸗ 
verſicherungsamt nicht anders entſcheidet, ſie endgültig trägt. 


8 242. 
Hängt der Anſpruch von einem familienrechtlichen oder erbrechtlichen Verhältnis ab, ſo kann 
der Vorſitzende den Beteiligten aufgeben, das Verhältnis im ordentlichen Rechtsweg feſtſtellen zu laſſen. 
Er beſtimmt zugleich, bis wann die Klage zu erheben iſt; die Friſt kann auf Antrag ver⸗ 


längert werden. 
$ 243. 


Iſt die Berufung verſpätet oder unzuläſſig, jo kann fie der Vorſitzende ohne mündliche Ver⸗ 
handlung verwerfen. Der Antragſteller kann binnen einer Woche nach der Zuſtellung der Verfügung 
die Entſcheidung der Spruchkammer anrufen. Die Verfügung muß darauf hinweiſen. 

Sonſt wird auf Grund mündlicher Verhandlung in öffentlicher Sitzung entſchieden. 

Die Offentlichkeit kann aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit ausgeſchloſſen 
werden; der Beſchluß iſt öffentlich zu verkünden. 

1 : 8 244. 

Die Beiſitzer werden zu den Verhandlungen der Spruchkammer nach einer im voraus auf- 
geſtellten Reihenfolge zugezogen. Das Landesverſicherungsamt kann näheres beſtimmen. Beiſitzer, die 
in die Beſchlußkammer gewählt ſind, ſind entſprechend ſeltener zu den Verhandlungen der Spruchkammer 
zuzuziehen. 

Will der Vorſitzende von der Reihenfolge aus beſonderen. Gründen abweichen, ſo hat er ſie in 
den Akten zu vermerken. E 


Das Urteil der Spruchkammer wird öffentlich verkündet, auch wenn die Offentlichkeit der Ver⸗ 
rn ausgeſchloſſen war. 

Es wird mit Gründen verſehen, von dem Vorſitzenden unterſchrieben, ausgefertigt und den 
Parteien zugeſtellt. 

Das Urteil ſoll den Vermerk enthalten, daß hiergegen kein Rechtsmittel mehr zuläſſig iſt. 


§ 246. 

Schreib- und Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die im Urteile vorkommen, 
find jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen. 

Der Vorſitzende entſcheidet ohne mündliche Verhandlung, ob zu berichtigen iſt. 

Berichtigt er, ſo wird die Verfügung auf der Urſchrift des Urteils und den Ausfertigungen 
vermerkt. Über die Verfügung kann ſich der Beteiligte beim Landesverſicherungsamt beſchweren. 

Die * die eine Berichtigung ablehnt, iſt unanfechtbar. 


8 247. 
Hat das Urteil einen von einer Partei erhobenen Haupt⸗ oder RER, ganz oder teil⸗ 
weiſe übergangen, ſo wird es auf Antrag nachträglich ergänzt. 
Über den Antrag kann, auch wenn der Fall des $ 227 nicht vorliegt, ohne mündliche Ze 
handlung entſchieden werden, wenn es ſich um einen Nebenanſpruch handelt. 
Die ergänzende Entſcheidung wird auf der Urſchrift des Urteils und den Ausfertigungen ven 


= 8 248. 
Hebt die Spruchkammer den angefochtenen Beſcheid auf, weil das Verfahren an einem weſent⸗ 
lichen Mangel leidet, ſo kann ſie die Sache an die Landesverſicherungsanſtalt für Aefele zurück⸗ 
verweiſen. 
Dabei kann ſie die Gewährung einer vorläufigen Leiſtung anordnen. 


$ 249. 

Handelt es ſich um eine noch nicht feſtſtehende Auslegung geſetzlicher Vorſchriften von grund⸗ 
ſätzlicher Bedeutung, ſo gibt die Kammer die Sache unter Begründung ihrer eigenen Anſicht an die 
Große Kammer für Angeſtelltenverſicherung ab, wenn es der Beſchwerdeführer innerhalb der Beſchwerdefriſt 
beantragt hat. Auch andere Beteiligte können dieſen Antrag binnen zwei Wochen ſtellen, nachdem ſie 
die Gelegenheit, ſich zu äußern, erhalten haben. Die Große Kammer entſcheidet in der im EE 2 
vorgeſchriebenen Beſetzung. GE 


Soll in einer grundſätzlichen Rechtsfrage von der Entſcheidung einer Kammer abgewichen 
werden, oder will eine Kammer in einem ſolchen Fall von der Entſcheidung einer anderen Kammer 
abweichen, oder handelt es ſich in einem ſolchen Fall um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetz⸗ 
licher Vorſchriften, ſo iſt die Sache von Amts wegen an die Große Kammer für Angeſtelltenverſicherung 
zu verweiſen. 

Die Große Kammer entſcheidet in folgender Beſetzung: 

a) Vorſitzender iſt der Vorſitzende des Oberverwaltungsgerichts oder ſein Stellvertreter, 

b) erſtes Mitglied iſt ein vom Vorſitzenden des Landesverſicherungsamts benannter Ober- 
beamter dieſer Behörde, 

e) zweites Mitglied iſt der Vorſitzende der Kammer für Angeſtelltenverficherung beim Ober⸗ 
verſicherungsamt oder ſein Stellvertreter, 

d) zwei Beiſitzer aus den Arbeitgebervertretern beim Oberverſicherungsamt und 

e) zwei Beiſitzer aus den Verſichertenvertretern bei dieſer Behörde. $ 

Die unter b und c genannten Mitglieder der Großen Kammer dürfen an dem Vorverfahren 
der zur Entſcheidung ſtehenden Sachen nicht mitgewirkt haben. 


III. Beſchluß verfahren. 2 
8 251. f 
Soweit es ſich nicht um die Feſtſtellung von Leiſtungen handelt, ergehen die Entſcheidungen 
der Verſicherungsbehörden im Beſchlußverfahren. 
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§ 252. 

Die Verhandlungen im Beſchlußverfahren ſind nicht öffentlich. 
8 259. 

Eine mündliche Verhandlung findet nur ſtatt, wenn der Vorſitzende es für erforderlich hält 
oder eine der Parteien es beantragt. Soweit keine mündliche Verhandlung ſtattfindet, entſcheidet der 
Vorſitzende allein. Im übrigen gelten die für das Spruchverfahren getroffenen Vorſchriften. e 

8 254. 

Gegen die Entſcheidung des Verſicherungsamts iſt Beſchwerde an das Oberverſicherungsamt 

zuläſſig, ſoweit das Geſetz nichts anderes vorſchreibt. 
$ 255. 


Die Behörde, die über die Beſchwerde zu entſcheiden hat, kann den Vollzug der angefochtenen 
Entſcheidung ausſetzen. Co 
256. 


Iſt die Beſchwerde zuläffig und rechtzeitig eingelegt, jo werden die Beteiligten gehört. 
$ 257. 
Iſt die Beſchwerde begründet, jo kann die zur Entſcheidung berufene Stelle entweder ſelbſt in 
der Sache entſcheiden oder ſie an die Vorinſtanz oder an den Verſicherungsträger zurückverweiſen. 
Die Stelle, an welche die Sache überwieſen wird, iſt an die rechtliche Beurteilung gebunden, 
die der Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung zugrunde liegt. 
8 258. 
Will das Oberverſicherungsamt von einer grundſätzlichen Entſcheidung abweichen, oder handelt 


es Bé in einem ſolchen Fall um eine noch nicht feſtgeſtellte Auslegung geſetzlicher Vorſchriften von 
grundſätzlicher Bedeutung, jo iſt nach § 250 zu verfahren. 


$ 259. 
Die Große Kammer für Angeſtelltenverſicherung beim Oberverſicherungsamt entſcheidet in den 
Fällen des § 258 in der im § 250 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Beſetzung. 
N IV. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
1. Anfechtungsgründe. 
§ 260. 


Ein durch rechtskräftige Entſcheidung abgeſchloſſenes Verfahren kann wieder aufgenommen 
werden, wenn 


1. die entſcheidende Stelle nicht vorſchriftsmäßig beſetzt war, 

2. eine Perſon bei der Entſcheidung mitgewirkt hat, die von der Mitwirkung aus einem geſetz⸗ 
lichen Grunde ausgeſchloſſen war, ſofern nicht dieſes Hindernis durch Ablehnung oder 
Rechtsmittel ohne Erfolg geltend gemacht worden iſt, 

3. bei der Entſcheidung eine Perſon mitgewirkt hat, obgleich ſie als befangen abgelehnt und die 
Ablehnung als begründet erklärt worden war, 

4. eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war, ſofern ſie nicht 
die Führung des Streites ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

In den Fällen der Nr. 1, 3 iſt die Wiederaufnahme unſtatthaft, wenn der ee 


durch ein Rechtsmittel geltend gemacht werden konnte. 


§ 261. 
Die Wiederaufnahme iſt ferner zuläſſig, wenn 
1. eine Urkunde, auf die ſich die Entſcheidung ſtützt, fälſchlich angefertigt oder verfälſcht war, 
2. durch Beeidigung eines Zeugniſſes oder eines Gutachtens, auf die ſich die Entſcheidung ſtützt, 
der Zeuge oder Sachverſtändige vorſätzlich oder fahrläſſig die Eidespflicht verletzt hat, 


* P ³Ü—wi a é˙*˙b0bbbbb E 
3. der Vertreter der Partei oder der Gegner oder ſein Vertreter die Entſcheidung durch eine 
mit öffentlicher Strafe bedrohte Handlung erwirkt hat, 
4. eine Perſon bei der Entſcheidung mitgewirkt hat, die bei der. Verhandlung ihre Amtsyflichten 
gegen die Partei verletzt hat, ſofern dieſe Verletzung mit öffentlicher Strafe bedroht iſt, 
5. ein ſtrafgerichtliches Urteil, auf das ſich die Entſcheidung ſtützt, durch ein anderes. rechtskräftig 
gewordenes Urteil aufgehoben worden iſt, Ki 
6. eine Partei nachträglich eine Urkunde, die eine ihr günſtigere Entſcheidung eer haben 
würde, auffindet oder zu benutzen inſtandgeſetzt wird. SS: 


8 262. 

Die Wiederaufnahme ift in den Fällen des $ 261 Nr. 1 bis 4 nur zuläffig, wenn 

1. wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechtskräftige ſtraſgerichtliche Verurteilung ergangen iſt, 

2. ein gerichtliches Strafverfahren aus andern Gründen als wegen Mangels an Beweis nicht 

es oder nicht durchgeführt werden konnte. 
’ 9 268. 

Die Bicheronfnahme ift in allen Fällen des 8 261 nur autäffg, wenn nicht die Partei: ohne 
ihr Verſchulden den Anfechtungsgrund in dem früheren Verfahren, insbeſondere durch E eines 
Rechtsmittels, geltend machen konnte. de 

8 


Mit dem Antrag auf Wiederaufnahme können Anfechtungsgründe, durch die eine ältere Entſcheidung 
derſelben oder einer andern Stelle betroffen wird, geltend gemacht werden, wenn = angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auf der älteren beruht. , 
2. Zuſtändigkeit. 
§ 265. 
{ber den Antrag entſcheidet die Stelle, deren Entſcheidung de wird. 
Sind mehrere Entſcheidungen angefochten, die von Stellen verſchiedener Ordnung alen ſind, 
ſo entſcheidet die Stelle höherer Ordnung. Anſtatt des Oberverſicherungsamts entſcheidet das Verſicherungs⸗ 
amt, wenn eine vom Oberverſicherungsamt erlaſſene . auf Grund des 8 261 Nr. 1,2, 
5 oder 6 angefochten wird. 
3. Gang des Verfahrens. 
8 266. a { 
Der Antrag iſt binnen einem Monat zu ſtellen. Die Friſt beginnt mit dem Tag, an dem die 
Partei den Anfechtungsgrund erfährt, jedoch nicht, bevor die Entſcheidung rechtskräftig ae iſt. 
Nach Ablauf von fünf Jahren vom Tage der Rechtskraft an iſt der Antrag unſtatthaft. 
Die Vorſchriften des Abſatz 1 Satz 2 gelten nicht, wenn die Wiederaufnahme wegen mangelnder 
Vertretung beantragt wird. 
8 Die Friſt läuft dann von dem Tage, an dem die Entſcheidung der Partei, oder, wenn ſie nicht 
fähig war, den Streit ſelbſt zu betreiben, ihrem geſetzlichen Vertreter zugeſtellt worden iſt. 


8.267. 
Die Wiederaufnahme kann auch von Amts wegen eingeleitet werden. 
§ 268. 
Die Vorſchrift des § 288 Abſ. 2, 3 über Wahrung der Frijt gilt e Ke die eee 
des § 266 entſprechend. e 260. SE 


Iſt der Antrag verſpätet oder unzuläſſig, jo kann ihn der Vorſitzende der füt 5 die Eutſcheidung 
zuſtändigen Stelle ohne mündliche Verhandlung durch eine mit Gründen verſehene Verfügung verwerfen. 

Der Antragſteller kann binnen einer Woche nach der Zuſtellung der Verfügung die Entſcheidung 
der zuſtändigen Stelle anrufen. Die Verfügung muß darauf hinweiſen. 


. 
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3 $ 270. 

E It der Antrag rechtzeitig geſtellt worden und zuläffig, jo wird die Hauptſache, ſoweit der 
Anfechtungsgrund fie betrifft, neu verhandelt. 


Für das neue Verfahren gelten die Vorſchriften, die für die Stelle maßgebend ſind, bei welcher 
das neue Verfahren anhängig geworden iſt. SCH 


Rechtsmittel find zuläffig, ſoweit ſolche gegen bie Entſcheidungen der mit der Wiederaufnahme 
hefakten Stellen überhaupt gegeben find. = 
8 272. 


Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann durch den Senat abweichend von den vorſtehenden 
Vorſchriften geregelt werden. 
V. Anfechtung endgültiger Beſcheide. 
§ 278. 


Gegenüber einem rechtskräftigen Beſcheide kann eine neue Prüfung beantragt werden, wenn 
eine der Vorausſetzungen der 88 260, 261 vorliegt. 


fe 
E Die 88 262 ff. gelten entſprechend. 
k * VI. Koſten des Verfahrens. 

§ 274. 
Hat ein Beteiligter durch Mutwillen, Verſchleppung oder Irreführung Koſten des Verfahrens 
5 veranlaßt, jo lönnen fie ihm ganz oder teilweiſe auferlegt werden. 

8 Im übrigen werden den Beteiligten keine Kosten des Verfahrens auferlegt. 
Siebenter Abſchnitt. 
Auszahlung der Leiſtungen. 

8 276. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zahlt auf Anweiſung des Direktoriums durch 
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die Poſt. 
Falls die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte durch die Poſtanſtalten als Zahlſtellen 
auszahlen will, wird das nähere Verfahren durch das Landesverſicherungsamt geregelt. 
8 277. 
Jede Perſon, die berechtigt ift, ein öffentliches Siegel zu führen, iſt befugt, die bei den Zahlungen 
erforderliche Beſcheinigung zu erteilen und zu beglaubigen. 
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Gi 8 278. 

E Der Senat kann beſtimmen, wie an Empfänger zu zahlen iſt, die ſich gewöhnlich im Aus- 
Ki land aufhalten. e 

LS Achter Abſchnitt. 

ré Sonſtige Vorſchriften. 

E I. Behörden. 

E $ 279. 

d Der Senat kann einzelne Aufgaben und Rechte, die ihm dieſes Geſetz zuweiſt, auf andere 
ei Behörben übertragen. 

E $ 280. 

Ge Er beſtimmt 

. 1. welchen Behörden die Aufgaben zukommen, die dieses Geſetz den höheren und unteren 
Br Verwaltungsbehörden ſowie den Ortspolizeibehörden zuweiſt, 
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2. welche Verbände als Gemeindeverbände zu gelten haben; eine einzelne Gemeinde gilt als 
Gemeindeverband im Sinne dieſes Geſetzes nur dann, wenn es der Senat beſtimmt. 
Die Beſtimmungen werden im Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig veröffentlicht. 
II. Rechtshilfe. 
l 

Die öffentlichen Behörden ſind verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes an ſie ergehenden 
Erſuchen des Oberverſicherungsamts, des Verſicherungsamts, anderer öffentlicher Behörden ſowie der 
Organe der Landesverjiherungsanftalt für Angeſtellte zu entſprechen, insbeſondere vollſtreckbare Ent- 
ſcheidungen zu vollſtrecken und den Organen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte auch unauf⸗ 
gefordert alle Mitteilungen zukommen zu laſſen, die für deren Geſchäftsbetrieb von Wichtigkeit ſind. 
Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der anderen geſetzlichen Verſicherungsträger ob. 

Wenn ein Gericht das Erſuchen um eine Beweisaufnahme ablehnt, jo entſcheidet das Ober- 
gericht endgültig. 

8 282. 

Tagegelder, Reiſekoſten, Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige und alle anderen baren 
Auslagen, die aus der Rechtshilfe erwachſen, werden von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
als eigene Verwaltungskoſten erſtattet. 

III. Friſten. 
8 288. 

Richtet ſich der Anfang einer Friſt nach einem Ereignis oder Zeitpunkt, ſo beginnt die Friſt 
mit dem Tag, der auf das Ereignis oder den Zeitpunkt folgt. f 

Wird eine Friſt verlängert, ſo beginnt die neue mit Ablauf der alten Friſt. 

Eine nach Tagen beſtimmte Friſt endigt mit dem Ablauf ihres letzten Tages, eine nach Wochen 
oder Monaten beſtimmte Friſt mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten 
Monats, welcher nach Benennung oder Zahl dem Tage entſpricht, in den das Ereignis oder der 
Zeitpunkt fällt. 

Fehlt dem letzten Monat der entſprechende Tag, ſo endigt die Friſt mit dem Monat. 

§ 285. 

Braucht ein Zeitraum von Monaten oder Jahren nicht zuſammenhängend zu verlaufen, ſo 

wird der Monat zu 30, das Jahr zu 365 Tagen errechnet. 
§ 286. 
Fällt der für eine Willenserklärung oder Leiſtung oder den Ablauf einer Friſt geſetzte Tag auf 


einen Sonntag oder einen allgemeinen Feiertag, der am Erklärungs⸗ oder Leiſtungsort ſtaatlich an⸗ 
erkannt ift, jo gilt dafüt der nächſtfolgende Werktag. 


Für die Dauer von Leiſtungen, zu denen der eee verpflichtet iſt, gilt dieſe 
Vorſchrift nicht. 
§ 287. 
Rechtsmittel ſind, ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, binnen einem Monat nach 
Zuſtellung der angefochtenen Entſcheidung einzulegen. 
Für Seeleute, die ſich außerhalb Europas aufhalten, wird dieſe Friſt von der Stelle beſtimmt, 


3 die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat; ſie muß mindeſtens drei Monate von der Zuſtellung 
an betragen. 


8 288. 
Die Rechtsmittel en bei der Stelle eingelegt, die zu entſcheiden hat. 


SA E, 


nicht mehr beantragt werden. 


1234 
Die Friſt gilt auch dann als gewahrt, wenn das Rechtsmittel rechtzeitig bei einer anderen 
Danziger Behörde oder bei einem Organ der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte eingegangen iſt. 
Die Rechtsmittelſchrift iſt unverzüglich an die zuſtändige Stelle abzugeben. 
S 289. 
Die Rechtsmittel bewirken Aufſchub nur da, wo das Geſetz es vorſchreibt. 


8 290. 

Iſt ein Beteiligter durch Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden, 
eine geſetzliche Verfahrensfriſt einzuhalten, ſo wird ihm auf Antrag die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand erteilt. 

8 Die Wiedereinſetzung wird auf Antrag auch dann erteilt, wenn das verſpätet eingelaufene Schrift- 


ſtück der Poſt mindeſtens drei Tage vor Ablauf der Friſt zur Beſtellung übergeben worden iſt. 


8 291. 
Die Wiedereinſetzung iſt im Falle des § 290 Abſatz 1 binneu einer Friſt zu beantragen, deren 


Dauer durch die Dauer der verſäumten Friſt beſtimmt wird. Die Friſt beginnt mit dem Tag, an 
dem das Hindernis gehoben iſt. 


In den Fällen des § 290 Abſ. 2 iſt die Wiedereinſetzung binnen einem Monat zu beantragen. Die Friſt 
beginnt mit dem Tag, an welchem den Beteiligten bekannt wird, daß ſie die Friſt verſäumt haben. 
Nach Ablauf von zwei Jahren, vom Ende der verjäumten Friſt an, kann die Wiedereinfegung - 


292. 
Der Antrag auf Wiedereinſetzung ſoll ? 
1. die Tatſachen angeben, welche die Wiedereinſetzung begründen; 
2. die Mittel bezeichnen, dieſe Tatſachen glaubhaft zu machen, und 
3. die verſäumte Handlung nachholen, wenn es nicht bereits geſchehen iſt. 
Er wird bei der Stelle angebracht, bei der die Friſt verſäumt iſt; 8 288 Abſ. 2, 3 gilt emt, 


ſprechend. Die Stelle entſcheidet, die über die nachgeholte Handlung zu entſcheiden hat. 


8 298. 
Das Verfahren über den Antrag wird mit dem über die nachgeholte Handlung verbunden, 
doch kann auch zunächſt über den Antrag allein verhandelt und entſchieden werden. 
Für die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit des Antrags und ihre Anfechtung gelten dieſelben 
Vorſchriften wie für die nachgeholte Handlung. 
IV. Zuſtellungen. 
§ 294. 
Zuſtellungen, die eine Friſt in Lauf ſetzen, können durch eingeſchriebenen Brief geſchehen. 
Der Poſtſchein begründet nach zwei Jahren ſeit ſeiner Ausſtellung die Vermutung dafür, daß 


in der ordnungsmäßigen Friſt nach der Einlieferung zugeſtellt worden iſt. 


§ 295. 
Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu benennen. 
Iſt der Aufenthalt unbekannt, oder wird der Zuſtellungsbevollmächtigte nicht in der geſetzten 


Friſt benannt, ſo kann die Zuſtellung durch einwöchentlichen Aushang in den Geſchäftsräumen der Behörde 
oder Stelle erſetzt werden; die Friſt darf nicht kürzer als einen Monat ſein. 


V. Gebühren und Stempel. 
§ 296. 
Gebühren- und ſtempelfrei ſind, ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, alle Verhandlungen 
und Urkunden, die bei den nach dieſem Geſetz für die Feſtſtellung der Leiſtungen zuſtändigen Behörden 


\ 


erforderlich werden, um die Rechtsverhältniſſe zwiſchen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
einerſeits und den Arbeitgebern oder Verſicherten oder ihren Hinterbliebenen anderſeits zu begründen 
oder abzuwickeln. 


8 297. 
Das gleiche gilt für die außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden dieſer Art ſowie für 
ſolche privatſchriftlichen Vollmachten und amtlichen Beſcheinigungen, welche nach dieſem Geſetz zum 
Ausweis und zu Nachweiſungen erforderlich werden. 


VI. Verbote und Strafen. 
§ 298. 

Nehmen Arbeitgeber in die Nachweiſe oder Anzeigen, die ſie nach den Vorſchriften des Geſetzes 
oder den Beſtimmungen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte aufzuſtellen haben, Eintragungen 
auf, deren Unrichtigkeit ſie kannten oder den Umſtänden nach kennen mußten, oder unterlaſſen ſie die 
vorgeſchriebenen Eintragungen ganz oder teilweiſe, ſo kann der Verſicherungsträger Geldſtrafen gegen fie 
verhängen. 

$ 299. 

Unterlaſſen es Arbeitgeber, rechtzeitig für ihre verſicherungspflichtig Beſchäf tigten die richtigen 
Marken zu verwenden, ſo kann ſie der Verſicherungsträger mit Geldſtrafe belegen. Die Beſtrafung iſt 
auch zuläſſig, wenn verſpätet die richtigen Marken verwendet worden ſind. Unabhängig von der Strafe 
und der Nachholung der Rückſtände kann die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte dem Beſtraften 
die Zahlung des Ein- bis Zweifachen dieſer Rückſtände auferlegen. Der Betrag wird wie Gemeinde⸗ 
abgaben beigetrieben. Der Senat kann Zuwiderhandlungen gegen die Entwertungsvorſchriften mit 
Strafe bedrohen. 

Beſtreitet der Arbeitgeber ſeine Beitragspflicht, ſo iſt ſie nach 8 174 feſtzuſtellen. 

$ 300. 

Mit Geldſtrafe oder mit Haft werden beſtraft, wenn nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
härtere Strafe verwirkt iſt, 

1. Arbeitgeber oder deren Vertreter, die vorſätzlich den Beſchäftigten höhere Beiträge vom 

Gehalt abziehen, als dieſes Geſetz zuläßt, 
2. Perſonen, die dem Berechtigten eine Verſicherungskarte widerrechtlich vorenthalten. 


§ 301. 
Arbeitgeber werden mit Gefängnis beſtraft, wenn ſie vorſätzlich Beitragsteile, die ſie für! den 
Beſchäftigten vom Gehalt abgezogen oder von ihnen erhalten haben, nicht für die Verſicherung verwenden. 
Daneben kann auf Geldſtrafe und auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Bei mildernden Umſtänden kann ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt werden. 


$ 302. 

E nach dieſem Geſetz Arbeitgeber mit Strafen bedroht ſind, ſtehen ihnen gleich, 

1. wenn eine Aktiengeſellſchaft, ein Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit, eine eingetragene 
Genoſſenſchaft, eine Innung oder andere juriſtiſche Perſon Arbeitgeber iſt, die Mitglieder 
des Vorſtandes, 

wenn eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung Arbeitgeber iſt, die Geſchäftsführer, 

wenn eine andere Handelsgeſellſchaft Arbeitgeber iſt, alle perſönlich haftenden Geſellſchafter, 
ſoweit ſie von der Vertretung nicht ausgeſchloſſen ſind, 

4. die geſetzlichen Vertreter geſchäftsunfähiger und beſchränkt geſchäftsfähiger Arbeitgeber ſowie 
die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit, einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft, einer Innung oder einer anderen juriſtiſchen Perſon. 
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§ 303. 

Der Arbeitgeber darf die Pflichten, die ihm dieſes Geſetz auferlegt, Betriebsleitern, gaben, 
perſonen oder anderen Angeſtellten ſeines Betriebs übertragen. 
ZS Handeln ſolche Stellvertreter den Vorſchriften zuwider, die den Arbeitgeber mit Strafe bedrohen, 
er ſo trifft fie die Strafe. Neben ihnen iſt der Arbeitgeber ſtrafbar, wenn 
ko 1. die Zuwiderhandlung mit feinem Wiſſen geſchehen ift, oder 
RK 2. er bei Auswahl und Beauffihtigung der Stellvertreter nicht die im Verkehr erforderliche 
D, Sorgfalt beobachtet hat; in dieſem Falle darf gegen den Arbeitgeber auf keine andere Strafe 
A als auf Geldſtrafe erkannt werden. 
* RS ; Die Zahlung des Ein- bis Zweifachen der rüdjtändigen Beiträge ($ 299) kann auch dem 
E Stellvertreter auferlegt werden. Neben ihm haftet für dieſen Betrag der Arbeitgeber, falls er nach 
SE, Abſatz 2 beſtraft iſt. CS 
Se S 304. 


Den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten ſowie der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
Ke: ift unterſagt, die Verſicherten in der Übernahme oder Ausübung eines Ehrenamts der Angeſtellten⸗ 
8 verſicherung zu beſchränken oder fie wegen der Übernahme oder der Art der Ausübung eines ſolchen 
. Ehrenamts zu benachteiligen. Den Bezeichneten iſt ferner unterſagt, durch Übereinkunft oder Arbeits⸗ 
ordnung zum Nachteil der Verſicherten die Anwendung der Vorſchriſten dieſes Geſetzes ganz oder 
teilweiſe auszuſchließen. 
Vertrugsbeſtnnmtungen, die dem zuwiderlaufen, ſind nichtig. 
§ 305. 
Arbeitgeber oder ihre Angeſtellten, die gegen § 304 Abſ. 1 verſtoßen, werden mit Gelditrafe 
oder mit Haft beſtraft, wenn nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften härtere Strafe eintritt. 


§ 306. 

, Mit Geldſtrafe kann von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte beſtraft CN wer in 
Verſicherungskarten den Vordruck fälſchlich ausfüllt oder die zur Ausfüllung des Vordrucks eingetragenen 
Worte oder Zahlen verfälſcht oder wiſſentlich eine ſolche Karte gebraucht. 

§ 307. 
Wer in Verſicherungskarten Eintragungen, Merkmale oder Fälſchungen in der Abſicht macht, 
den Inhaber Arbeitgebern gegenüber kenntlich zu machen, wird mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten beſtraft. Bei mildernden Umſtänden kann ſtatt der Gefängnisſtrafe auf Haft erkannt werden. 
Eine Verfolgung wegen Urkundenfälſchung (88 267, 268 des Strafgeſetzbuches) tritt nur gegen 
Perſonen ein, welche die Fälſchung in der Abſicht begangen haben, fi) oder anderen einen Vermögens- 
vorteil zu verſchaffen oder anderen einen Schaden zuzufügen. 
$ 308. 
Wer unbefugt offenbart, was ihm in amtlicher Eigenſchaft als 
Mitglied eines Organs oder Angeſtellten der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, 
Mitglied oder Angeſtellten einer nach dieſem Geſetze zur Feſtſtellung der Leiſtungen ale 
ſtändigen Behörde, 
Vertreter oder Beiſitzer bei einer ſolchen Behörde 
über Krankheiten oder andere Gebrechen Verſicherter oder ihre Urſachen bekannt geworden iſt, wird mit 
Geldſtrafe oder mit Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Verſicherten oder der Aufſichtsbehörde ein. 
Den Verſicherten ſtehen andere Perſonen gleich, für die dieſes Geſetz eine Leiſtung der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte SN 


1887 
§ 309. 

Mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis werden die im 8 308 Abſ. 1 Bezeichneten beſtraft, wenn 
fie unbefugt Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe offenbaren, die ihnen in amtlicher Eigenſchaft bekannt 
geworden ſind. 

Tun ſie dies, um den Unternehmer zu ſchädigen oder ſich oder anderen einen Vermögensvorteil 
zu verſchaffen, ſo werden ſie mit Gefängnis beſtraft. Neben der Gefängnisſtrafe kann auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte und auf Geldſtrafe erkannt werden. 

Die Verfolgung tritt im Falle des Abſ. 1 nur auf Antrag des Unternehmers ein. 

8 310. 

Die im § 308 Abf. 1 Bezeichneten werden mit Gefängnis beſtraft, wenn fie Geſchäfts⸗ oder 
Betriebsgeheimniſſe unbefugt verwerten, um den Unternehmer zu ſchädigen oder ſich oder anderen einen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen. Neben der Gefängnisſtrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte und elt Geldſtrafe erkannt werden. 


8 811. 
Sind in den Fällen des $ 309 Abſ. 2 oder des 8 310 mildernde Umſtände vorhanden, jo "mm 
auf Geldſtrafe zu erkennen. 9 312 x 


Für Beamte, die der Dienjtgewalt der Freien Stadt, eines Gemeindeverbands oder einer 
Gemeinde unterſtehen, bewendet es an Stelle der SS 308 bis 311 bei den für fie geltenden Vorſchriften. 
$ 313. 

Mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten, neben dem auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden kann, wird beſtraft, wer Marken fälſchlich anfertigt oder verfälſcht, um ſie als echte zu 
verwenden, oder wer zu demſelben Zweck falſche Marken ſich verſchafft, verwendet, feilhält oder in 
Verkehr bringt. a 8 314. 


Mit der gleichen Strafe (§ 313) wird beſtraft, wer weſentlich bereits verwendete Marken wieder 
verwendet oder zur Wiederverwendung ſich verſchafft, feilhält oder in Verkehr bringt. Bei mildernden 
Umſtänden darf auf Geldſtrafe oder Haft erkannt werden. 


8 815. 

In den Fällen der Sg 313, 314 iſt zugleich auf Einziehung der Marken zu erkennen, auch wenn 
ſie dem Verurteilten nicht gehören. Das muß auch geſchehen, wenn keine beſtimmte Perſon me 
oder verurteilt werden kann. 8 316. 


Wer ohne ſchriftlichen Auftrag des Verſicherungsträgers Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere Formen, die zur Herſtellung von Marken dienen können, oder Abdrücke ſolcher Formen anfertigt, 
ſich verſchafft oder einem anderen als der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder ihrem Be- 
auftragten überläßt, wird mit Geldſtrafe oder mit Haft beſtraft. 

Neben der Geldſtrafe oder Haft kann auf Einziehung der Stempel, Siegel, Stiche, Mac 
oder Formen erkannt werden, auch wenn fie dem Verurteilten nicht gehören. 

§ 317. 
Die in dieſem Geſetz angedrohten Geldſtrafen können bis zu dem im Geldſtraſengeſetz vor- 


geſchriebenen Höchſtbetrag erlaſſen werden. e 818. 


Auf Beſchwerden gegen Strafverfügungen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte und 
des Verſicherungsamts entſcheidet das Oberverſicherungsamt. 
$ 319. 
Die Geldſtrafen, mit Ausnahme der gerichtlich ERBEN fließen in die Kaſſe der Landes- 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 
Die Strafen, außer den gerichtlich erkannten, — — wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 
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§ 320. 

Zuwiderhandlungen gegen die Strafvorſchriften dieſes Geſetzes, für welche die Gerichte nicht 
zuſtändig find, verjähren in 5 Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem die Handlung 
begangen iſt. Sie wird unterbrochen durch jede gegen den Täter gerichtete Handlung deſſen, der zur Ver- 
hängung der Strafe zuſtändig iſt. Mit der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung, ſie endet ſpäteſtens 
mit Ablauf von zehn Jahren ſeit dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung begangen iſt. 

8 321. 

Endgültige verhängte Stoft, die nicht von den Gerichten erfannt find, verjähren in zwei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem die Entſcheidung endgültig geworden ift. Sie wird unter- 
brochen durch jede auf Vollſtreckung der Strafe gerichtete Handlung deſſen, dem die Vollſtreckung obliegt. 
Mit der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung; ſie endet ſpäteſtens mit Ablauf von vier Jahren 
ſeit dem Tag, an dem die Entſcheidung endgültig geworden iſt. 


VII. Ausländiſche Geſetzgebung. 
e 322. 

Soweit andere Staaten eine der Angeſtelltenverſicherung entſprechende Fürſorge durchgeführt 
haben, kann auf dem verfaſſungsmäßigen Wege unter Wahrung der Gegenſeitigkeit vereinbart werden, 
in welchem Umfang für Betriebe, die aus dem Gebiet des einen Staates in das des anderen übergreifen, 
ſowie für Verſicherte, die zeitweiſe im Gebiet des anderen Staates beſchäftigt werden, die Fürſorge nach 
dieſem Geſetz oder nach den Fürſorgevorſchriften des anderen Staates geregelt werden ſoll. 

Auf gleichem Wege kann bei entſprechender Gegenleiſtung die Verſicherung von Angehörigen 
eines ausländiſchen Staates abweichend von den Vorſchriften dieſes Geſetzes geregelt und die Durd)- 
führung der Fürſorge des einen Staates in dem Gebiet des anderen erleichtert werden. In dieſen 
Vereinbarungen darf die nach dieſem Geſetz beſtehende Beitragspflicht des Arbeitgebers nicht ermäßigt 


oder beſeitigt werden. 
Neunter Abſchnitt. 
Schluß⸗ und Übergangs vorſchriften. 
I. Private Penſions einrichtungen. Zuſchußkaſſen. 
§ 323. 

Fabrik-, Betriebs-, Haus-, Seemanns⸗- und ähnliche Kaſſen für eine oder mehrere Unternehmungen 
können auf ihre ſatzungsmäßigen Leiſtungen aus Invaliden, Alters- oder Hinterbliebenenunterſtützungen, 
die Be ihren nach dieſem Geſetz verſicherten Mitgliedern geben, die Ruhegeld- oder Hinterbliebenenbezüge 
dieſes Geſetzes anrechnen. Vorausſetzung iſt dabei, daß die Kaſſen nur für die nach dieſem Geſetz 
verſicherungspflichtigen Perſonen errichtet ſind oder der Teil des Vermögens der Kaſſen für die 
Angeftelltenverficherung ausgeſchieden und beſonders verwaltet wird, ſowie daß die Kaſſen die Beiträge 
aus ihren Mitteln entrichten und die Arbeitgeber Zuſchüſſe zu der Kaſſe zahlen, die mindeſtens der 
Hälfte der nach dieſem Geſetz zu entrichtenden Beiträge gleichkommen. Die ſatzungsmäßigen Leiſtungen 
werden, wenn ſie von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte mit zu decken ſind, in dem Ver⸗ 
fahren nach dieſem Geſetz feſtgeſtellt. 

Haben mehrere Kaſſen für den Berechtigten Beiträge zur Landesverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte entrichtet, ſo teilt dieſe jeder einzelnen Kaſſe den für ſie in Anrechnung kommenden, den 
entrichteten Beiträgen entſprechenden Betrag der Leiſtungen dieſes Geſetzes mit. 

Das gleiche gilt für öffentlich-rechtliche Penſionseinrichtungen und für ſolche zur Juvaliden · 
Alters⸗ und Hinterbliebenenfürſorge beſtimmte Kaſſen, für welche nach Ortsſtatut eine Beitrags- 
pflicht beſteht. o 291 


vr Zur Durchführung der Vorſchriften im § 323 find die Satzungen der Kaſſen zu ändern; die 
Anderung bedarf der Genehmigung der zuſtändigen Behörde. Die Behörde kann auf Antrag die 
Anderung rechtsgültig ſelbſt vornehmen, wenn ein Beſchluß über die Satzungsänderung nicht zuſtande 
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kommt. Den Antrag kann die Mehrheit der Arbeitgeber oder bar nach dieſem Geſetz verſicherungs⸗ 
pflichtigen Mitglieder ſtellen. o 325 


Die 88 323, 324 ſind entſprechend anzuwenden auf Wohlfahrtseinrichtungen und auf ſolche 
Verſicherungseinrichtungen, die für die nach dieſem Geſetz verſicherungspflichtigen Perſonen errichtet ſind. 
Einrichtungen, die von Gemeindeverbänden verwaltet werden, können ſich auch auf andere 

Perſonen erſtrecken. II. ubergangsvorſchriften. 
8 326. . 

Tritt der Verſicherungsfall innerhalb der erſten fünfzehn Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ein, ohne daß ein Anſpruch auf Leiſtungen nach dieſem Geſetz oder aus der Invaliden 
verſicherung geltend gemacht werden kann, ſo ſteht beim Tod des Verſicherten der hinterlaſſenen Witwe 
oder dem Witwer, oder falls ſolche nicht vorhanden find, den hinterlaſſenen Kindern unter 18 Jahren 
ein Anſpruch auf vier Zehntel der für den Verſtorbenen eingezahlten Beiträge zu. Der Anſpruch 
verfällt, wenn er nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tod des Verſicherten geltend gemacht wird. 

§ 327. 

Zur Abgeltung der Aufwendungen für Rentenerhöhungen an Angeſtellte, die Leiſtungen aus 
der Invalidenverſicherung beziehen, überweiſt die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte am 
31. Dezember jedes der Jahre 1924 bis 1926 dem Träger der Invalidenverſicherung einen Betrag, 
den der Senat feſtſetzt. * 

Danzig, den 12. Oktober 1923. S 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Einführungsgeſetz zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
I. Allgemeine Vorſchriften. 


Artikel 1. 
Das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz tritt, ſoweit es ſich um die Maßnahmen zu ſeiner Durchführung 
handelt, ſofort in Kraft. Artikel 2. 


Die Tage, mit denen die übrigen Vorſchriften des? Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in a 


treten, werden durch den Senat feſtgeſetzt. 
Artikel 3. 


Mit dem Tag des Inkrafttretens des gegenwärtigen Geſetzes tritt das Verſicherungsgeſetz für 
Angeftellte vom 20. Dezember 1911 und alle dazu ergangenen Abänderungs- und Ergänzungsgeſetze, 
Verordnungen und Bekanntmachungen außer Kraft, ſoweit dieſes Geſetz und das Angeſtellten- 
verſicherungsgeſetz nichts anderes vorſchreiben. 

Artikel 4. 

Die nach altem Recht auf dem Gebiet der Angeſtelltenverſicherung ergangenen Entſcheidungen, 
Beſcheide, Beſchlüſſe und Urteile behalten, ſoweit das Angeſtelltenverſicherungsgeſetz nichts anderes 
vorſchreibt, Gültigkeit. Artikel 6. 


Soweit Geſetze und andere Rechtsnormen auf Vorſchriften verweiſen, welche das Angeſtellten— 
verſicherungsgeſetz oder dieſes Geſetz übernimmt, ändert oder aufhebt, treten an deren Stelle die 
sc Vorſchriften des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes oder dieſes Geſetzes. 

II. Träger der Verſicherung. 
a) Direktorium. 
- Artikel 6. 
Bis zur Wahl ſeiner nichtbeamteten Mitglieder iſt das Direktorium auch ohne ſie beſchlußfähig. 
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b) Verwaltungsrat. 
Artikel 7. 
Bis zur Bildung des Verwaltungsrats faßt das Direktorium die jenem vorbehaltenen Beſchlüſſe. 
c) Vertrauensmänner. 
Artikel 8. 

Die Amtsdauer der gegenwärtigen Vertrauensmänner und der Verſichertenvertreter beim 
Verſicherungsamt (Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung) und beim Oberverſicherungsamt (Kammer für 
Angeſtelltenverſicherung) wird bis zum 31. Dezember 1929 verlängert. 

d) Koften der erſten Einrichtung. 
Artikel 9. 
Die durch die erſte Einrichtung der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte entſtehenden 


Koſten ſind von der Freiſtadthauptkaſſe koſtenlos vorzuſchießen. Sie ſind aus den zunächſt eingehenden 
Verſicherungsbeiträgen zu erſtatten. 


III. Spruchbehörden. 
Artikel 10. 
Das Oberverſicherungsamt tritt als Spruchbehörde in Rechten und Pflichten an die Stelle des 
Reichsverſicherungsamts. Artikel 11 


Das Oberverſicherungsamt hat über die beim Reichsverſicherungsamt ſchwebenden Verfahren 
erneut in der im § 250 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vorgeſchriebenen Beſetzung zu entſcheiden 
Artikel 12. 

SE Inkrafttreten des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes friſtgerechte Revifion gegen Beſchlüſſe 
des Oberverſicherungsamts, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes ergangen ſind, eingelegt, ſo hat das 
Oberverſicherungsamt erneut in der im § 250 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vorgeſchriebenen Beſetzung 
zu entſcheiden. IV. Friſten. Si 


Artikel 13, 

Die Vorſchriften des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes über die Friſten gelten auch für Friſten, 
deren Lauf vor den nach Artikel 2 beſtimmten Tagen begonnen hat, an dieſen Tagen aber noch nicht 
vollendet iſt. 

Der Beginn der Friſten beſtimmt fich nach dem alten Recht. 

Artikel 14. 
Bis zum 31. Dezember 1924 gelten Rechtsmittel friſtgerecht eingelegt, wenn ſie noch bei den 
nach altem Recht zuſtändigen Stellen rechtzeitig eingehen. 
V. Auwartſchaft. 
Artikel 15. 
Erworbene Anwartſchaften gelten bis zum Inkrafttreten des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes als 


8 VI. überleitung. 
Artikel 16. 
Das Direktorium der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann mit den nach altem Recht 
zuſtändigen Stellen die zur Überleitung erforderlichen Vereinbarungen treffen. 
Danzig, den 12. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


* 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


